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1. Allgemeines 

 

Die Prüfung des Jahresabschlusses ist erfolgt auf der Grundlage von § 57 LKO 

i.V.m. § 113 GemO.  

 

Gemäß § 57 LKO i.V.m. § 108 Abs. 4 GemO ist der Jahresabschluss innerhalb von 

sechs Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres aufzustellen und nach § 114 Abs. 1 

GemO bis zum 31.12. des folgenden Jahres vom Kreistag festzustellen. 

 

Der Jahresabschluss besteht aus: 

- der Ergebnisrechnung 

- der Finanzrechnung 

- den Teilrechnungen 

- der Bilanz 

- dem Anhang 

und den nach § 108 Abs. 3 GemO beizufügenden Anlagen (Rechenschaftsbericht    

u. a.). 

 

Der Jahresabschluss 2018 mit Datum vom 27.07.2020 war dem Rechnungs- und 

Gemeindeprüfungsamt am 27.08.2020 in vollständiger Form zur Prüfung vorgelegt 

worden. 

 

Den weiteren Ausführungen liegt die Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) 

vom 18.05.2006 in der bis 31.12.2018 geltenden Fassung zu Grunde. 

 

 

2. Prüfungsauftrag, Ziele, Inhalte und Verfahren der Prüfung 

 

2.1. Prüfungsauftrag 

 

Der Jahresabschluss und die Anlagen sind entsprechend den gesetzlichen Vor-

schriften (§ 57 LKO i.V.m. § 112 Abs. 1 und 113 Abs. 1 bis 5 GemO) durch das 

Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt zu prüfen. 

 

Dieser Prüfungsauftrag ist nach dem Willen des Gesetzgebers die verwaltungsinter-

ne Kontrolle. Der von den politisch Verantwortlichen zu bildende Rechnungsprü-

fungsausschuss hat daneben in einer eigenständigen Prüfung die sog. politische 

Kontrollfunktion auszuüben und zwar nach den gleichen Prüfungszielen und               

-inhalten. 

 

Die Rechnungsprüfungsausschüsse entscheiden über ihre Prüfung nach pflichtge-

mäßem Ermessen selbst.  
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Auch im Hinblick auf die digitale Belegarchivierung wurde mit Abteilung 1 die Zurver-

fügungstellung von Zugangsmöglichkeiten zu dem im Kassen- und Rechnungswe-

sen eingesetzten DV-Verfahren im „Ansichtsmodus“ für den Rechnungsprüfungs-

ausschuss vereinbart.  

 

 

2.2. Prüfungsziele 

 

Ziele der Prüfung waren insbesondere, ob der Jahresabschluss den Erfordernissen 

gemäß § 113 Abs. 1 GemO gerecht wird, d. h., ob  

- er ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,    

Finanz- und Ertragslage für Gemeinden unter Beachtung der Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung für Gemeinden vermittelt, 

- die gesetzlichen Vorschriften sowie die sie ergänzenden Satzungen und sonsti-

gen ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet worden sind, 

- die Buchführung, die Inventur, das Inventar und die Übersicht über örtlich festge-

legte Nutzungsdauern der Vermögensgegenstände den geltenden Regeln ent-

sprechen und ob nach § 113 Abs. 2 GemO der Rechenschaftsbericht mit dem 

Jahresabschluss und den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-

klang steht und 

- die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. 

 

 

2.3. Prüfungsinhalte 

 

Nach § 112 Abs. 1 GemO hat das Rechnungsprüfungsamt insbesondere folgende 

Aufgaben: 

1. die Prüfung des Jahresabschlusses sowie der Anlagen zum Jahresabschluss, 

2. die Prüfung der Jahresabschlüsse der Sondervermögen, sofern die Prüfung nicht 

sachverständigen Abschlussprüfern übertragen ist, 

3. die Prüfung des Gesamtabschlusses sowie der Anlagen zum Gesamtabschluss 

des Landkreises, 

4. die Prüfung der Vorgänge in der Finanzbuchhaltung zur Vorbereitung der Prü-

fung des Jahresabschlusses, 

5. die Prüfung, ob die Haushaltswirtschaft vorschriftsmäßig geführt worden ist, 

6. die dauernde Überwachung der Zahlungsabwicklung des Landkreises, der ei-

genbetriebsähnlich geführten Einrichtungen, der Eigenbetriebe einschließlich der 

Sonderkassen sowie die Vornahme der regelmäßigen und unvermuteten Kas-

senprüfungen, 

7. die Kontrolle, ob die in der Finanzbuchhaltung des Landkreises und seiner Son-

dervermögen eingesetzten automatisierten Datenverarbeitungsprogramme vor 

ihrer Anwendung geprüft wurden. 

Die Prüfung kann nach pflichtgemäßem Ermessen beschränkt und auf die Vorlage 

einzelner Prüfungsunterlagen verzichtet werden (§ 112 Abs. 4 Nr. 2 GemO). 
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2.4. Prüfungsverfahren 

 

Die Prüfung erfolgte anhand einer intern erarbeiteten Prüfungsstrategie. 

 

Das Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt hatte in den Vorjahren die Eröffnungs-

bilanz und nach deren Feststellung durch den Kreistag den ersten doppischen Jah-

resabschluss 2008 einer eingehenden Prüfung unterzogen. Ebenso waren den mit 

Einführung der Doppik zu betrachtenden Kriterien seither bei der Prüfung der Jah-

resabschlüsse Priorität im Rahmen der Prüfungstätigkeit beigemessen worden. Wie 

den Berichten der Vorjahre zu entnehmen ist, orientierten sich die Prüfungshandlun-

gen dabei an den Bänden 1 bis 6 der Arbeitshilfen der KGSt über die Prüfung kom-

munaler Jahresabschlüsse als Prüfungsgrundlage.  

Der Jahresabschluss 2018 wurde nach den bisher bewährten Verfahrensweisen und 

Kriterien erstellt, was die Prüfung in dieser Hinsicht wesentlich erleichterte und wes-

halb der Schwerpunkt auf gezielte Prüfthemen gerichtet werden konnte.  

 

Die einzelnen Prüfthemen wurden intern ausgewählt und aufgrund aktueller Gege-

benheiten einer näheren Betrachtung unterzogen.  

 

 

2.5. Beteiligung von sachverständigen Dritten 

 

Sachverständige Dritte wurden im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses 

2018 nicht herangezogen. 

 

 

2.6. Prüfungsunterlagen 

 

Gemäß § 108 Abs. 1 GemO hat die Gemeinde für den Schluss eines jeden Haus-

haltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen, in dem das Ergebnis der Haus-

haltswirtschaft des Haushaltsjahres nachzuweisen ist. Der Jahresabschluss hat das 

Vermögen, das Eigenkapital, die Sonderposten, die Rückstellungen, die Verbindlich-

keiten, die Rechnungsabgrenzungsposten, die Erträge und Aufwendungen sowie die 

Einzahlungen und Auszahlungen vollständig zu enthalten, soweit durch Gesetz oder 

aufgrund eines Gesetzes nichts anderes bestimmt ist. 

 

Nach § 108 Abs. 2 GemO i.V.m. den §§ 43 ff. GemHVO besteht ein Jahresab-

schluss aus: 

 

1. der Ergebnisrechnung, 

2. der Finanzrechnung, 

3. den Teilrechnungen, 

4. der Bilanz, 

5. dem Anhang. 
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Dem Jahresabschluss sind aufgrund § 108 Abs. 3 GemO i.V.m. den §§ 48 ff. 

GemHVO folgende Anlagen beizufügen: 

 

1. der Rechenschaftsbericht, 

2. der Beteiligungsbericht gemäß § 90 Abs. 2 GemO, 

3. die Anlagenübersicht, 

4. die Forderungsübersicht, 

5. die Verbindlichkeitenübersicht, 

6. eine Übersicht, über die über das Ende des Haushaltsjahres hinaus geltenden 

Haushaltsermächtigungen. 

 

Der Jahresabschluss muss alle in den §§ 108 Abs. 2 und 3 GemO bzw. 109 Abs. 2 

und 3 GemO geforderten Bestandteile und Anlagen enthalten (Grundsatz der Voll-

ständigkeit). 

 

Der Jahresabschluss soll in seinen Bestandteilen und Anlagen jedes Jahr gemäß 

den gesetzlichen Vorgaben bzw. gemäß den gesetzlichen Änderungen gleichblei-

bend zusammengestellt und dargestellt werden. Hier wird eine Kontinuität verlangt, 

die es dem Prüfungsausschuss und dem Gemeindeprüfungsamt ermöglicht, eine 

gewisse „Linie“ zu sehen, da ständige Änderungen der Darstellung die jährliche 

Rechnungsprüfung erschweren (Grundsatz der Stetigkeit). 

 

Neben den rechtlich geforderten Bestandteilen und Anlagen sollten für die Durchfüh-

rung einer Rechnungsprüfung noch weiterführende Unterlagen seitens der Verwal-

tung – abgestimmt auf den jeweiligen Prüfungsschwerpunkt – bereitgestellt werden. 

 

Hierzu gehören u. a.: 

 die Liste der Anlagenzugänge und -abgänge, 

 Saldenbestätigung (u. a. Konten- und Darlehensauszüge), 

 rechnerische Nachweise, z. B. der Rückstellungen, 

 der Verwaltungsgliederungsplan, 

 der Geschäftsverteilungsplan, 

 eine Aufstellung der Tätigkeiten der Verwaltungsführung in anderen Gremien, 

 die Dienst- und Arbeitsanweisungen für den Bereich der Haushaltsführung und 

Korruptionsprävention,  

 das Vertragsregister inkl. Verträge mit Versicherungen, 

 die Programmfreigabe gemäß § 107 Abs. 2 GemO und Freigabeerklärung ge-

mäß VV Nr. 6 zu § 107 GemO1. 

 

Dem Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt wurden die Belege und Unterlagen, 

die dem Jahresabschluss zugrunde liegen, zur Verfügung gestellt bzw. zugänglich 

gemacht. 

                                                
1
 Wie beim Prüfkatalog 1. 
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EDV-mäßige Leseberechtigungen und damit auch die Vornahme von Auswertungen 

diverser Daten über „KIS KRW“ wurden eingeräumt. 

 

In 2018 wurde eine digitale Belegarchivierung praktiziert. Zugriff auf das Belegarchiv 

war gegeben. 

 

Es war festzustellen, dass zum Zeitpunkt der Rechnungsprüfung Anordnungen 

und Belege für das Rechnungsjahr 2018 im Belegarchiv fehlten. Insoweit war 

im Rahmen eines Abgleichs eine Prüfung auf Vollständigkeit der Buchungsun-

terlagen in Zusammenarbeit mit dem Fachbereich 1.2 EDV durchzuführen.       

Fehlende Unterlagen waren nachzureichen und zwingend im Belegarchiv zu 

ergänzen und einzupflegen. Eine Betätigung, dass Vollständigkeit gewährleis-

tet werden kann, lag bis zum 08.04.2022 nicht vor. Nach Mitteilung durch Abtei-

lung 1 wurden erforderliche Arbeiten und die Überprüfung auf Vollständigkeit 

der Belege zuletzt an die OSK zur Behebung der Probleme beauftragt. Nach 

Abschluss der Arbeiten ist dem Rechnungsprüfungsamt eine Vollzugsmel-

dung zu geben. Ohne diese Bestätigung kann der Prüfbericht nicht ordnungs-

gemäß abgeschlossen und an den Rechnungsprüfungsausschuss abgegeben 

werden. Die erforderliche Mitteilung, dass die Belege eingepflegt wurden, lag 

uns erst am 14.07.2022 vor. 

 

Der Fachbereich Finanzen hat zu diesem Jahr, wie auch zu Vorjahren, hinsichtlich 

der Prüfung der aktuellen Jahresrechnung nach den Anforderungen der Doppik vor-

ab verschiedene Unterlagen zur Prüfung vorgelegt und diese mit dem Rechnungs- 

und Gemeindeprüfungsamt abgestimmt. 

 

Folgende Unterlagen waren in den vergangenen Jahren bereits Thema unserer Prü-

fungsfeststellungen: 

 der Verwaltungsgliederungsplan einschließlich Geschäftsverteilungsplan, 

 das Vertragsregister inkl. Verträge mit Versicherungen. 

 

Mit den künftigen Jahresabschlüssen baten wir diese regelmäßig in aktueller Form 

bereitzuhalten. 

 

Wir empfehlen weiterhin die Hinterlegung aller Verträge in KIS, da sich diese Funkti-

on mit der programmseitigen Belegarchivierung anbietet (dies hatten wir in den letz-

ten Jahresabschlüssen bereits als vorteilhaft gegenüber der aktuellen Lösung her-

ausgestellt). Trotz Bemühen von Abteilung 1 war der diesbezügliche Bearbeitungs-

stand, auch wegen fehlender Zuarbeit der Abteilungen weiterhin sehr unbefriedi-

gend. 
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3. Allgemeine Ausführungen und Erläuterungen zum Jahresabschluss 

 

3.1. Allgemeine Ausführungen 

 

Das Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt prüft den Jahresabschluss 2018 nach 

Maßgabe der §§ 112 und 113 GemO. 

 

 

3.2. Ergebnis Jahresabschluss 

 

Die Rechnungslegung erfolgt im Kern auf der Grundlage des Drei-Komponenten-

Systems, dessen Bestandteile nach der Doppik  

- die Ergebnisrechnung 

- die Finanzrechnung 

- die Vermögensrechnung (Bilanz) umfassen. 

Im Folgenden sind zur Veranschaulichung nochmals allgemein die Funktionen der 

einzelnen Bestandteile dieses Systems erklärt, an denen schließlich das Ziel eines 

Haushaltsausgleiches zu messen ist. 

 

 

3.2.1. Drei-Komponenten-System 

 

Bilanz 

Im Mittelpunkt dieses Drei-Komponenten-Systems steht die Bilanz, deren Aufgabe 

darin besteht, das kommunale Vermögen und dessen Veränderungen wertmäßig 

nachzuweisen und die Finanzierung dieses Vermögens darzustellen. 

Die Bilanz stellt das gesamte Vermögen (Mittelverwendung) sowie das Eigenkapital 

und die Schulden (Mittelherkunft) zu einem bestimmten Stichtag gegenüber. Sie lie-

fert der Kommune damit notwendige Aussagen über das Gesamtvermögen und sei-

ne Bestandteile, informiert über dessen Finanzierung durch Fremd- und Eigenmittel 

und macht ausstehende Forderungen und Verbindlichkeiten sichtbar. 

 

Ergebnisrechnung 

Die Ergebnisrechnung entspricht der kaufmännischen Gewinn- und Verlustrechnung. 

Sie erfasst periodengerecht Aufwendungen und Erträge und bildet damit Ressour-

cenaufkommen und Ressourcenverbrauch ab. 

 

Finanzrechnung 

Die Finanzrechnung beinhaltet alle Ein- und Auszahlungen der Kommune und macht 

Angaben zur Liquiditätsentwicklung. 

Die Finanzrechnung gibt damit einen Überblick über die Liquiditätslage des Kreises. 
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3.2.2. Haushaltsausgleich 

 

Die Voraussetzungen für den Haushaltsausgleich sind gemäß § 18 Abs. 2 GemHVO 

in den einzelnen Komponenten wie folgt zu erfüllen: 

1. die Ergebnisrechnung ist mindestens auszugleichen, 

2. in der Finanzrechnung muss der Saldo der ordentlichen und außerordentlichen 

Ein- und Auszahlungen ausreichen, um die Auszahlungen zur planmäßigen Til-

gung von Investitionskrediten zu decken, soweit die Auszahlungen zur planmä-

ßigen Tilgung von Investitionskrediten nicht anderweitig gedeckt sind, und 

3.   in der Bilanz darf kein negatives Eigenkapital ausgewiesen werden. 

 

 

3.2.3. Anhang 

 

Der Anhang ist Bestandteil des Jahresabschlusses. Im Anhang sind Angaben ent-

halten, die zu den einzelnen Posten der Bilanz, der Ergebnisrechnung und der       

Finanzrechnung vorgeschrieben sind, welche diese näher erläutern. 

 

 

4. Feststellungen zum Jahresabschluss 

 

4.1. Prüfung des Jahresabschlusses 

 

Grundlage der Prüfung waren die von der Verwaltung mit Schreiben vom 26.05.2020 

und 27.07.2020 vorgelegten Unterlagen. Diese waren 

 

              I.    drei Ordner „Bilanz“ mit: 

 Bilanz in Kontoform 2018 

 Vermögensrechnung / Kommunale Bilanz 2018 

 Anhang 

 Summen- und Saldenliste – Sachkonten –  

 Anlagenübersicht, Forderungsübersicht und Verbindlichkeitenübersicht 

 Beteiligungsbericht 

 

              II.   drei Ordner „Ergebnisrechnung“ mit: 

 Gesamtergebnisrechnung auf Basis Gesamthaushalt -Gesamtübersicht- 

 Gesamtergebnisrechnung mit Konten 

 Gesamtergebnisrechnung auf Basis der Teilergebnisrechnungen 

-Gesamtübersicht- 

 Teilergebnisrechnungen 1-14 -Gesamtübersicht- 

 Teilergebnisrechnungen 1-14 mit Konten 

 

              III.   drei Ordner „Finanzrechnung“ mit: 

 Gesamtfinanzrechnung auf Basis Gesamthaushalt  -Gesamtübersicht- 
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 Gesamtfinanzrechnung mit Konten 

 Gesamtfinanzrechnung auf Basis der Teilfinanzrechnungen                             -

Gesamtübersicht-  

 Teilfinanzrechnungen 1-14 -Gesamtübersicht- 

 Teilfinanzrechnungen 1-14 mit Konten 

 

IV. drei Ordner „Produktbuch“ mit: 

 Produktbuch der Teilhaushalte 1-14 

 

V. Ordner „Offene Posten“ werden als PDF-Version vorgehalten 

Offene Posten Liste nach Sammelkonten verdichtet (Mandant 1) 

Offene Posten Liste nach Sammelkonten 

 

VI. Rechenschaftsbericht. 

 

Die Bilanz, die Ergebnisrechnung, die Finanzrechnung und die Teilrechnungen wur-

den gemäß den §§ 43 bis 47 GemHVO gegliedert und entsprechen den Mustern der 

Verwaltungsvorschriften nach dem Produktrahmenplan und Kontenrahmenplan. 

 

Zusammenfassend bleibt festzustellen, dass im Rahmen der Prüfung bezüglich der 

vorzulegenden Unterlagen und Nachweise im Allgemeinen keine gravierenden  

Feststellungen zum Jahresabschluss 2018 zu treffen waren.  

 

 

4.2. Bilanz 

 

Nach § 18 Abs. 2 Nr. 3 GemHVO ist der Haushalt in der Rechnung ausgeglichen, 

wenn unter anderem in der Bilanz kein negatives Eigenkapital („Nicht durch Eigen-

kapital gedeckter Fehlbetrag“) ausgewiesen ist. 

 

Die von der Verwaltung erstellte Bilanz weist unter Hinzurechnung des Jahresfehlbe-

trages 2018 von -1.787.159,74 € (Vorjahr -5.132.847,34 €) und der Ausschüttung 

des Jahresgewinns 2017 aus dem Betrieb gewerblicher Art „DSD“ (nach Abzug der 

Kapitalertragsteuer) in Höhe von 31.726,22 € einen nicht durch Eigenkapital gedeck-

ten Fehlbetrag in Höhe von 176.225.512,80 € aus (Vorjahr 174.470.079,28 €).  

 

Wie bereits im Prüfungsbericht 2017 dargestellt, ist unbefriedigend, dass die Ergeb-

nisse 2018 des Eigenbetriebes nicht bereits im Jahresabschluss 2018 entsprechend 

eingeflossen sind. Dem Eigenbetrieb liegen, anders als in den Anfangsjahren der 

Doppik, nach der Programmumstellung die entsprechenden Zahlen frühzeitig vor. 

Auch wenn die abschließende Feststellung noch nicht förmlich erfolgt war, hätten 

diese für 2018 abgerufen werden können.  

Bei der Bilanzierung des Eigenbetriebs Abfallwirtschaft (§ 86 Abs. 1 GemO) als      

Finanzanlage des Landkreises gilt für den Jahresabschluss 2018 das in der Bilanz 
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des Eigenbetriebs (§ 23 EigAnVO) festgestellte Eigenkapital ohne den Gewinnvor-

trag/Verlustvortrag und ohne den Jahresgewinn/Jahresverlust des Eigenbetriebs als 

Anschaffungs- und Herstellungskosten. Die bisher angewandte „Spiegelbildmetho-

de“ darf nicht mehr angewandt werden, auch wenn in Haushaltsvorjahren anders 

verfahren wurde (VV zu § 34 GemHVO). Der zu diesem Bilanzstichtag festgestellte 

Wert wird unverändert fortgeführt. Dies führt in künftigen Haushaltsjahren dazu, dass 

Jahresüberschüsse und Jahresfehlbeträge des Eigenbetriebs nicht mehr in der Er-

gebnisrechnung des Landkreises berücksichtigt werden. Allerdings ist § 35 Absatz 4 

GemHVO zu beachten. Auf Grundlage der Bilanz vom Eigenbetrieb Abfallwirtschaft 

zum 31.12.2017 wird der Bilanzwert (Festwert) in der Bilanz des Landkreises künftig 

mit 640.313,00 € ausgewiesen.  
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4.3. Ergebnisrechnung 

 

Nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 GemHVO ist der Haushalt in der Rechnung ausgeglichen, 

wenn unter anderem die Ergebnisrechnung mindestens ausgeglichen ist.  

 

Die Ergebnisrechnung für das Haushaltsjahr 2018 schloss mit einem Jahresfehlbe-

trag von -1.787.159,74 €, der um 4.514.906,26 € unter dem im Ergebnishaushalt ge-

planten Fehlbetrag (-6.302.066,00 €) liegt. 

 

Gemäß § 18 Abs. 3 GemHVO ist ein in der Ergebnisrechnung ausgewiesener Jah-

resfehlbetrag (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Posten 31 GemHVO) auf neue Rechnung vorzutra-

gen. Der Ausweis erfolgt unter dem Posten Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag. Im 

Jahresabschluss des Haushaltsfolgejahres ist grundsätzlich eine Verrechnung mit 

der Kapitalrücklage vorzunehmen, es sei denn, die Kapitalrücklage weist einen      

negativen Betrag aus (vgl. hierzu auch Kommentar zu § 18 GemHVO). Aufgrund der 

beim Landkreis Kaiserslautern nicht vorhandenen Kapitalrücklage darf der Jahres-

fehlbetrag aus dem Haushaltsjahr 2018 nicht mit der Kapitalrücklage verrechnet 

werden, da faktisch keine Kapitalrücklage vorliegt. Insoweit ist der Ausweis unter Zif-

fer 1 der Passivseite in der Bilanz korrekt. 

Allerdings sollte nach Auffassung der einschlägigen Kommentatoren bei der vorlie-

genden Darstellungsweise vermieden werden, unter dem Eigenkapital den Wert „0“ 

auszuweisen. Rechnerisch wäre dies korrekt, sachlich aber irreführend, weil falsch. 

Insofern sollte der Posten offen bleiben und gar keine Zahlenangabe gemacht wer-

den2   

 

 

4.4. Finanzrechnung 

 

Nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 GemHVO ist der Haushalt in der Rechnung ausgeglichen, 

wenn unter anderem in der Finanzrechnung der Saldo der ordentlichen und außer-

ordentlichen Ein- und Auszahlungen gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Posten 26 GemHVO 

ausreicht, um die Auszahlungen zur planmäßigen Tilgung von Investitionskrediten zu 

decken, soweit die Auszahlungen zur planmäßigen Tilgung von Investitionskrediten 

nicht anderweitig gedeckt sind. 

 

Dies ist augenscheinlich in der Finanzrechnung 2018 nicht der Fall. Die Summe der 

ordentlichen und außerordentlichen Ein- und Auszahlungen (Posten 26) in Höhe von 

1.097.841,33 € reicht nicht aus, um die planmäßigen Auszahlungen zur Tilgung von 

Investitionskrediten (Posten 46) in Höhe von 2.184.038,44 € zu leisten. Es besteht 

insoweit keine freie Finanzspitze (-1.086.197,11 €). Berücksichtigt man hierbei noch 

die Mindest-Nettotilgung im Rahmen des KEF-RP in Höhe von 4.912.700 € beziffert 

                                                
2
 Vgl. insoweit Kommentar Garçon zur GemHVO -Gemeindehaushaltsrecht Rheinland-Pfalz- Ziffer 5.6 zu § 18 GemHVO. 
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sich die Unterdeckung im Finanzhaushalt auf einen Betrag in Höhe von                       

-5.998.897,11 €. 

Es ist ein Finanzmittelfehlbetrag in Höhe von -2.367.113,13 € (Posten 44) in der     

Finanzrechnung abgebildet. Im Vorjahr wurde ein Finanzmittelfehlbetrag von              

-3.233.927,59 € ausgewiesen. Somit ergibt sich eine Verbesserung im Vergleich 

zum Haushaltsjahr 2017 um 866.814,46 € (siehe auch Anlage 3 zum Rechen-

schaftsbericht 2018, Finanzrechnung 2018). 

 

 

4.5. Anordnung einer haushaltswirtschaftlichen Sperre 

 

Mit Schreiben vom 25.04.2018 hatte der Landrat eine 5-prozentige haushaltswirt-

schaftliche Sperre für das Haushaltsjahr 2018 verfügt. Das Volumen betrug 

180.582,25 €.  
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Die Verfügung einer 5-prozentigen Haushaltssperre bei allen Sachkonten ist u. a. ein 

Teil der Stufe 3 für die Umsetzung des Kommunalen Entschuldungsfonds Rhein-

land-Pfalz. Von dieser Haushaltssperre ausgenommen sind alle Ansätze, die von der 

Kreisverwaltung nicht zu beeinflussen sind, also Ausgaben, auf die ein gesetzlicher 

Anspruch oder eine Leistungsverpflichtung besteht sowie für Ausgaben, die unauf-

schiebbar sind.  

 

Bei den entsprechenden Buchungsstellen wurden insgesamt 3.440.500,25 € an 

Haushaltsmitteln zur Verfügung gestellt. Dies sind 9.437,50 € mehr als rechnerisch 

nach Verfügung der Haushaltssperre zur Verfügung hätten stehen dürfen 

(3.431.062,75 €). Im Gesamtergebnis wurden auf den betroffenen Buchungsstellen 

jedoch nur 3.139.860,30 € angeordnet, sodass die Haushaltssperre mit Einsparun-

gen von 291.202,45 € insgesamt eingehalten wäre.  

 

Konto Planansatz 5%ige Haushaltssperre verbleibender Ansatz Ansatz lt. KIS

Differenz 

verbleibender 

Ansatz ./. 

Ansatz lt. KIS

Anordnungen

Abweichung 

Ergebnis - 

Ansatz im HH-

Jahr lt. KIS

Abweichung 

Ergebnis - 

verbleibender 

Ansatz

523101 481.500,00 € 24.075,00 € 457.425,00 € 388.477,49 € -68.947,51 € 186.342,58 € -202.134,91 € -271.082,42 €

523103 52.000,00 € 2.600,00 € 49.400,00 € 49.400,00 € 0,00 € 0,00 € -49.400,00 € -49.400,00 €

523105 20.000,00 € 1.000,00 € 19.000,00 € 19.000,00 € 0,00 € 3.855,59 € -15.144,41 € -15.144,41 €

523106 33.300,00 € 1.665,00 € 31.635,00 € 31.635,00 € 0,00 € 99,83 € -31.535,17 € -31.535,17 €

523107 1.000,00 € 50,00 € 950,00 € 1.000,00 € 50,00 € 1.589,33 € 589,33 € 639,33 €

523108 2.000,00 € 100,00 € 1.900,00 € 1.900,00 € 0,00 € 181,22 € -1.718,78 € -1.718,78 €

523109 500,00 € 25,00 € 475,00 € 475,00 € 0,00 € 0,00 € -475,00 € -475,00 €

523120 500,00 € 25,00 € 475,00 € 475,00 € 0,00 € 0,00 € -475,00 € -475,00 €

523130 14.500,00 € 725,00 € 13.775,00 € 13.775,00 € 0,00 € 2.861,73 € -10.913,27 € -10.913,27 €

523210 358.500,00 € 17.925,00 € 340.575,00 € 340.575,00 € 0,00 € 361.062,78 € 20.487,78 € 20.487,78 €

523211 56.500,00 € 2.825,00 € 53.675,00 € 53.675,00 € 0,00 € 60.036,71 € 6.361,71 € 6.361,71 €

523212 80.000,00 € 4.000,00 € 76.000,00 € 76.000,00 € 0,00 € 72.495,80 € -3.504,20 € -3.504,20 €

523213 52.000,00 € 2.600,00 € 49.400,00 € 49.400,00 € 0,00 € 51.238,03 € 1.838,03 € 1.838,03 €

523214 22.000,00 € 1.100,00 € 20.900,00 € 20.900,00 € 0,00 € 13.287,22 € -7.612,78 € -7.612,78 €

523300 320.000,00 € 16.000,00 € 304.000,00 € 304.000,00 € 0,00 € 190.353,84 € -113.646,16 € -113.646,16 €

523500 25.450,00 € 1.272,50 € 24.177,50 € 23.621,27 € -556,23 € 19.210,68 € -4.410,59 € -4.966,82 €

523510 123.450,00 € 6.172,50 € 117.277,50 € 186.731,24 € 69.453,74 € 227.418,17 € 40.686,93 € 110.140,67 €

523600 174.500,00 € 8.725,00 € 165.775,00 € 165.775,00 € 0,00 € 177.660,22 € 11.885,22 € 11.885,22 €

523610 11.500,00 € 575,00 € 10.925,00 € 10.925,00 € 0,00 € 9.847,68 € -1.077,32 € -1.077,32 €

523620 15.000,00 € 750,00 € 14.250,00 € 14.250,00 € 0,00 € 0,00 € -14.250,00 € -14.250,00 €

523630 7.500,00 € 375,00 € 7.125,00 € 7.125,00 € 0,00 € 0,00 € -7.125,00 € -7.125,00 €

523640 2.500,00 € 125,00 € 2.375,00 € 2.375,00 € 0,00 € 882,37 € -1.492,63 € -1.492,63 €

523700 85.750,00 € 4.287,50 € 81.462,50 € 82.115,00 € 652,50 € 88.957,68 € 6.842,68 € 7.495,18 €

523800 50.800,00 € 2.540,00 € 48.260,00 € 48.260,00 € 0,00 € 36.762,66 € -11.497,34 € -11.497,34 €

524400 5.700,00 € 285,00 € 5.415,00 € 5.415,00 € 0,00 € 6.116,41 € 701,41 € 701,41 €

524500 167.000,00 € 8.350,00 € 158.650,00 € 158.650,00 € 0,00 € 132.219,04 € -26.430,96 € -26.430,96 €

524900 29.500,00 € 1.475,00 € 28.025,00 € 28.025,00 € 0,00 € 33.518,31 € 5.493,31 € 5.493,31 €

561300 177.100,00 € 8.855,00 € 168.245,00 € 175.245,00 € 7.000,00 € 198.641,65 € 23.396,65 € 30.396,65 €

562400 364.995,00 € 18.249,75 € 346.745,25 € 346.130,25 € -615,00 € 350.864,71 € 4.734,46 € 4.119,46 €

563100 290.700,00 € 14.535,00 € 276.165,00 € 280.665,00 € 4.500,00 € 233.294,54 € -47.370,46 € -42.870,46 €

563200 63.800,00 € 3.190,00 € 60.610,00 € 60.610,00 € 0,00 € 67.062,05 € 6.452,05 € 6.452,05 €

563600 24.550,00 € 1.227,50 € 23.322,50 € 23.322,50 € 0,00 € 24.394,59 € 1.072,09 € 1.072,09 €

563930 347.500,00 € 17.375,00 € 330.125,00 € 328.025,00 € -2.100,00 € 452.523,57 € 124.498,57 € 122.398,57 €

563999 130.050,00 € 6.502,50 € 123.547,50 € 123.547,50 € 0,00 € 134.466,43 € 10.918,93 € 10.918,93 €

569500 20.000,00 € 1.000,00 € 19.000,00 € 19.000,00 € 0,00 € 2.614,88 € -16.385,12 € -16.385,12 €

Summe 3.611.645,00 € 180.582,25 € 3.431.062,75 € 3.440.500,25 € 9.437,50 € 3.139.860,30 € -300.639,95 € -291.202,45 €  
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4.6. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen und  

Inanspruchnahme der gegenseitigen Deckungsfähigkeit 

 

Mittelüberschreitungen werden auf Budgetebene überwacht; innerhalb des Budgets 

sind die Aufwendungen gegenseitig deckungsfähig. Die Deckungsfähigkeit kraft Ge-

setzes (§ 16 Abs. 1 S. 1 Hs. 1 GemHVO) innerhalb eines Teilhaushaltes wird 

dadurch nicht eingeschränkt. Alle Budgets eines Teilhaushaltes bilden einen         

Deckungskreis. Der entsprechende Vermerk findet sich auch im Haushaltsplan. Bei 

Überschreitungen eines Budgets werden kurze Sachverhaltsschilderungen mit An-

gabe des zur Deckung herangezogenen Bereichs zu Informationszwecken gefertigt 

und dem Landrat zur Kenntnisnahme und Mitzeichnung vorgelegt. 

 

Die Inanspruchnahme der per Gesetz großzügig angelegten Deckungsfähigkeit darf 

nicht zu einer Minderung des Jahresergebnisses und des Saldos der ordentlichen 

und außerordentlichen Ein- und Auszahlungen führen (§ 16 Absatz 1 S. 3        

GemHVO).  

 

Die in 2018 zu Buche stehenden überplanmäßigen Aufwendungen in Höhe von 

68.897,51 € betreffen den Teilhaushalt 8 Brand- und Katastrophenschutz, Leistung 

12601 Gefahrenabwehr, Konto 523510 Fahrzeugunterhaltung (Instandhaltung, Re-

paratur, Reifen). 

 

 

 

 

4.7. Anhang 

 

Die Ausführungen im Anhang sind insgesamt nicht zu beanstanden. Auf die vorge-

schriebenen Punkte wurde im Wesentlichen eingegangen. 

 

 

4.8. Anlagen zum Jahresabschluss 

 

Die nach § 108 GemO beigefügten Anlagen gaben keinen Anlass zu Beanstandun-

gen. Insbesondere der Rechenschaftsbericht ist, wie in den Vorjahren, sehr ausführ-

lich und anschaulich gehalten und vermittelt auch dem außenstehenden Leser ein 

tatsächliches Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Landkreises Kai-

serslautern. Erläuterungen zu allen wichtigen Positionen sind im Bericht enthalten. 

Er entspricht den wesentlichen Voraussetzungen des § 49 GemHVO. 
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4.8.1. Anmerkungen zum Rechenschaftsbericht 

 

Aufgrund der Abweichungen zwischen Planung und Ergebnissen war während der 

begleitenden Prüfung bereits mit dem Fachbereich Finanzen erörtert worden, dass 

auf die entsprechenden Begründungen im Rechenschaftsbericht besonderes Au-

genmerk zu legen ist. Wir verweisen insoweit auf die entsprechenden Ausführungen 

des Rechenschaftsberichtes, der uns am 27.07.2020 nachgereicht wurde. 

 

Der Rechenschaftsbericht ist ausführlich und anschaulich gehalten und vermittelt ein 

tatsächliches Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Landkreises Kai-

serslautern. Erläuterungen zu den wichtigen Positionen sind im Bericht enthalten. Er 

entspricht den wesentlichen Voraussetzungen des § 49 GemHVO. 

 

 

4.8.2. Anmerkungen zur Bilanzentwicklung 

 

Die Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen zur Liquiditätssicherung betrugen zum 

31.12.2018 176.200.000,00 €, der Kassenbestand 6.196.194,44 €. Wir verweisen in 

diesem Zusammenhang nochmals auf unsere Ausführungen im Prüfbericht zum 

Jahresabschluss 2016, in dem wir beanstandet hatten, dass mehr Liquiditätskredite 

aufgenommen waren als tatsächlich benötigt wurden.  

Der Jahresfehlbetrag hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 3.345.687,60 € auf 

1.787.159,74 € verringert.  

 

 

4.9. Kommunaler Entschuldungsfonds Rheinland-Pfalz (KEF-RP) 

 

Der Landkreis hat am 11.06.2012 einen Konsolidierungsvertrag zur Teilnahme am 

kommunalen Entschuldungsfonds Rheinland-Pfalz (KEF-RP) geschlossen. Die 

Nachweisführung gegenüber der ADD Trier war termingerecht erfolgt. Die Prüfungs-

bestätigung zum rechnerischen Nachweis im Rahmen des KEF-Nachweisverfahrens 

vom 26.11.2019 war am 27.11.2019 anhand der vorläufigen Zahlen der Rechnungs-

legung durch das Rechnungsprüfungsamt erteilt worden. 

 

Die wesentlichen Ausführungen zur Entwicklung des KEF sind mit den folgenden 

Auszügen aus dem vorgelegten KEF-Nachweis wiedergegeben: 
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Mit einer tatsächlichen Tilgung von 1.549.619 € wurde die Mindest-Nettotilgung in 

Höhe von 4.912.700 € wiederum nicht erreicht. Der Zielgröße des Liquiditätskredit-

standes zum 31.12.2018 in Höhe von 83.312.506 € stand eine Ist-Größe von 

166.538.851 € gegenüber.  

 

 

4.10. Kreisumlage und Haushaltsausgleich 

 

 Im Hinblick auf die Festsetzung der Höhe der Kreisumlage war zwischenzeitlich ein 

Rechtsstreit im Gange, in dessen Verlauf der Landkreis Kaiserslautern gegen das 

Land Rheinland-Pfalz obsiegte. Die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts 

Koblenz (OVG) erging mit Urteil vom 17. Juli 2020 und ist nunmehr rechtskräftig. Der 

Rechtsstreit beruhte auf folgendem Hintergrund: 

 

Mit für sofort vollziehbar erklärtem Bescheid vom 04.05.2016 hob die Kommunalauf-

sichtsbehörde (ADD) im Wege der Ersatzvornahme gemäß § 66 LKO den durch den 

Kreistag des Landkreises Kaiserslautern am 01.02.2016 gefassten Beschluss über 

den in § 7 der Haushaltssatzung festgelegten Kreisumlagehebesatz in Höhe von 

42,25 v. H. auf und fasste zugleich an Stelle des Kreistages im Wege der Ersatzvor-

nahme den § 7 der beschlossenen Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 

dergestalt neu, dass der Umlagesatz auf 44,23 v. H. festgesetzt wurde. Die hierge-

gen erhobene Klage des Landkreises Kaiserslautern gegen das Land Rheinland-

Pfalz hatte vor der Berufungsinstanz vor dem OVG in Koblenz insoweit Erfolg, als 

die angegriffenen kommunalaufsichtlichen Maßnahmen aufgehoben wurden. In einer 

Pressemitteilung vom 05.08.2020 führt das OVG Rheinland-Pfalz aus, dass die Be-

anstandung des Haushalts des Landkreises Kaiserslautern für das Jahr 2016 durch 

die Kommunalaufsicht des Landes Rheinland-Pfalz und die von ihr festgesetzte Er-



Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses des Landkreises Kaiserslautern zum 31.12.2018 

19 

 

höhung der Kreisumlage rechtswidrig seien, weil das Land dadurch unzulässig in die 

verfassungsrechtlich geschützte finanzielle Mindestausstattung von mehr als einem 

Viertel der kreisangehörigen Gemeinden eingegriffen hätte. Bei der Beantwortung 

der Frage, ob die Erhöhung einer Kreisumlage allein oder im Zusammenwirken mit 

anderen Umlagen dauerhaft gegen den verfassungsrechtlichen Anspruch auf finan-

zielle Mindestausstattung der umlagepflichtigen Gemeinden verstoße, sei maßgeb-

lich auf die Liquiditätskreditbelastung innerhalb eines Zehnjahreszeitraums abzustel-

len. Sonstige Finanzkennzahlen, insbesondere die „freie Finanzspitze“ oder die      

Eigenkapitalhöhe bzw. Kapitalrücklage seien entgegen der Annahme der Vorinstanz 

insoweit weniger oder kaum aussagekräftig. Die im Eigenkapital bilanzierten Vermö-

genswerte, z. B. Friedhöfe, Gemeindestraßen und sonstige kommunale Einrichtun-

gen, seien nämlich überwiegend nicht veräußerbar.  

 

Zu beachten ist unabhängig davon u.a. ein Beitrag des Präsidenten des Rech-

nungshofs Rheinland-Pfalz vom 05. Oktober 2021 zum Thema „Landkreise – Haus-

haltsausgleich, Kreisumlage und Kommunalaufsicht“3.  

 

„Auch Landkreise sind gesetzlich verpflichtet, ihren Haushalt in Planung und Rech-

nung auszugleichen.4 Somit haben sie grundsätzlich im Ergebnishaushalt / in der 

Ergebnisrechnung einen Jahresfehlbetrag5 und im Finanzhaushalt / in der Finanz-

rechnung negative freie Finanzspitzen6 zu vermeiden.7  

Erweist sich dies als objektiv unmöglich, ist es geboten, das Defizit auf ein unab-

weisbares Ausmaß zu begrenzen.8 

 

Defizitäre Kreishaushalte gelten als nicht ausgeglichen, wenn der Landkreis seine 

Einsparungsmöglichkeiten noch nicht ausgeschöpft hat oder es ihm rechtlich mög-

lich ist, als Ultima Ratio die Kreisumlage anzuheben. In diesem Fall fehlt es an der 

Unabweisbarkeit des ausgewiesenen Defizits.9 Zur Rolle der Kreisumlage bei der Er-

füllung des Haushaltsausgleichsgebots hatte sich das OVG Rheinland-Pfalz zuletzt 

202010 grundsätzlich geäußert. Die Entscheidung ist seit Juni 2021 rechtskräftig11. 

Demnach ist nunmehr von Folgendem auszugehen: 

                                                
3
 Siehe Sonderrundschreiben S 1262/2021 des Landkreistages Rheinland-Pfalz vom 07.10.2021. 

4
 § 57 LKO i. V. m. § 93 Abs. 4 GemO. 

5
 Ein Jahresfehlbetrag entsteht, wenn die Aufwendungen die Erträge übersteigen. 

6
 Eine negative freie Finanzspitze liegt vor, wenn die planmäßigen Tilgungen nicht aus dem Saldo der ordentlichen und außeror-

dentlichen Ein- und Auszahlungen finanziert werden können. 

7
 § 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 Nr. 1 und 2 GemHVO. Darüber hinaus setzt der Ausgleich der Rechnung voraus, dass in der 

Bilanz kein negatives Eigenkapital ausgewiesen ist (§ 18 Abs. 2 Nr. 3 GemHVO). Andernfalls verstößt der Landkreis zugleich gegen 

das Überschuldungsverbot (§ 93 Abs. 6 GemO).  

8
 BVerwG, Urteil vom 16. Juni 2015, - 10 C 13/14 -, juris Rn. 21. 

9
 BVerwG, Urteil vom 16. Juni 2015, a. a. O. juris Rn. 26f. 

10
 Urteil vom 17. Juli 2020 – 10 A 11208/18, juris. 
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Eine Anhebung der Kreisumlage ist verfassungsrechtlich erst dann unzulässig, wenn 

sie in die Steuerertragshoheit12 oder das Recht auf finanzielle Mindestausstattung13 

der kreisangehörigen Gemeinden eingreift.14 

 

Ein Eingriff in die Steuerertragshoheit ist nach einer Entscheidung des OVG aus 

dem Jahr 201415 jedenfalls so lange ausgeschlossen, wie die Kreisumlage zusam-

men mit anderen Umlagen16 nicht mehr als 96% der Umlagegrundlagen17 der kreis-

angehörigen Gemeinden abschöpft.18 2015 bis 201819 traf dies bei 46 von 65 defizi-

tär beschlossenen Kreishaushalten für keine einzige kreisangehörige Gemeinde, im 

Übrigen nur für vereinzelte Gemeinden zu. Die durchschnittlichen Umlagebelastun-

gen der Ortsgemeinden in den einzelnen Landkreisen reichten 2018 von 68,1% in 

Mainz-Bingen bis 88,6% im Donnersbergkreis (Anmerkung: Kaiserslautern lag bei 

83,4%).  

 

Nach den Prüfungserfahrungen des Rechnungshofs steht daher in den seltensten 

Fällen die Steuerertragshoheit der kreisangehörigen Gemeinden einer Erhöhung von 

Kreisumlagen entgegen.  

 

Sobald sich auch sparsam und wirtschaftlich aufgestellte Kreishaushalte flächende-

ckend nicht mehr ausgleichen lassen, weil keine Möglichkeit besteht, die Kreisumla-

ge ohne Eingriff in die Steuerertragshoheit der kreisangehörigen Gemeinden zu er-

höhen, wäre ggf. das Land aufgerufen, die Umlagegrundlagen der Landkreise durch 

                                                                                                                                                        
11

 Die Beschwerde des Landes gegen die Nichtzulassung der Revision hat das Bundesverwaltungsgericht mit Beschluss vom 29. 

Juni 2021 – 8 B 58.20 – zurückgewiesen. 

12
 Vgl. Art. 106 Abs. 6 GG. 

13
 Vgl. Art. 28 Abs. 2 GG. 

14
 BVerwG, Urteil vom 16. Juni 2015, a. a. O. juris Rn. 28. 

15
 Urteil vom 21. Februar 2014 – 10 A 10515/13, juris Rn. 44. 

16
 Verbandsgemeindeumlage, Finanzausgleichsumlage. Die Umlage zur Finanzierung des Fonds Deutsche Einheit ist seit 2019 

weggefallen. 

17
 Hierzu gehören die Schlüsselzuweisungen des Landes, die Realsteuern (Grund- und Gewerbesteuer), die Einzahlungen aus den 

Gemeindeanteilen an der Umsatz- und Einkommensteuer sowie Ausgleichsleistungen aus Umsatzsteuermehreinnahmen des Lan-

des (§ 25 Abs. 1 Satz 2 LFAG). Dabei werden die Realsteuern auf sogenannte Nivellierungssätze umgerechnet. Dies sind fiktive 

Hebesätze, die der Gesetzgeber in § 13 Abs. 2 LFAG festgelegt hat. Sie werden von Zeit zu Zeit an die durchschnittlichen Hebesät-

ze der Gemeinden angepasst. Setzt eine Gemeinde Hebesätze fest, die höher sind als die Nivellierungssätze, verbleiben ihr die 

darauf entfallenden Einnahmen im vollen Umfang. Nicht über die Kreisumlage anteilig abgeschöpft werden z. B. Einnahmen aus 

sonstigen Steuern (z. B. Hundesteuer, Vergnügungssteuer), Mieten, Pachten, Gebühren und Zuweisungen des Landes für laufende 

Zwecke. Die Umlagegrundlagen beliefen sich in 2018 auf rund 72% der Gesamteinnahmen aller Kommunen. 

18
 In dem der Entscheidung zu Grunde liegenden Fall erreichte die Umlageanspannung 96%. Das Gericht hat ausgeführt, dass eine 

Abschöpfung von mehr als 100% indessen rechtswidrig ist (OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 13. Dezember 1978 – 7 A 72/77, AS 

15, S. 157 ff.). 

19
 Neuere Daten liegen derzeit nicht vor. 
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Anhebung der seit 1. Januar 2014 unveränderten Nivellierungssätze für die Real-

steuern (§ 13 Abs. 2 LFAG) auszuweiten.  

 

Auch Abschöpfungsgrade von unter 100% können das Recht auf finanzielle Min-

destausstattung der Gemeinden verletzen, wenn sie zu deren dauerhafter strukturel-

ler Unterfinanzierung führen. Maßgeblich hierfür sind nach Entscheidungen des 

OVG aus den Jahren 2014 und 2020 die Betrachtung eines Zehn-Jahres-

Zeitraums20 sowie als wesentlicher Indikator die Entwicklung der Liquiditätskredite.21 

Eine Unterfinanzierung ist jedenfalls dann anzunehmen, wenn eine Gemeinde trotz 

mindestens den Nivellierungssätzen entsprechenden22 Realsteuerhebesätzen dau-

erhaft Liquiditätskredite von über 1.000 € je Einwohner aufweist.23  

 

Die Erhebung einer höheren Kreisumlage ist allerdings dennoch möglich, wenn sie 

nur bei einzelnen kreisangehörigen Gemeinden in die Steuerertragshoheit eingreift 

oder zu einer strukturellen Unterfinanzierung führt. Diesen Fällen ist nach dem OVG 

durch Teilerlass der Kreisumlage auf der Erhebungsebene Rechnung zu tragen.24 

Erst bei Betroffenheit von mehr als einem Viertel der kreisangehörigen Gemeinden 

wird die verfassungsrechtliche Zulässigkeitsschwelle überschritten.25 Dies war – wie 

bereits ausgeführt – bei der Steuerertragshoheit nie der Fall. Bei der Liquiditätskre-

ditbelastung lag der Anteil der kreisangehörigen Gemeinden 2015 bis 2018 nur bei 

vier Landkreisen höher als ein Viertel26, bei zwei davon nur in einem bzw. zwei Jah-

ren.  

 

Eine Liquiditätskreditbelastung kreisangehöriger Gemeinden, die ggf. die Erhebung 

der Kreisumlage begrenzen kann, resultiert aus deren unausgeglichenen Finanz-

rechnungen. Diese sind immer dann rechtswidrig, wenn die Gemeinde den Haus-

haltsausgleich durch Festsetzung höherer Realsteuerhebesätze erreichen kann. 

Verfassungsrechtlich zulässig sind Hebesätze weit oberhalb der Nivellierungssät-

ze.27 

 

                                                
20

 OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 21. Februar 2014, a. a. O., juris Rn. 53; Urteil vom 17. Juli 2020, a. a. O., juris Rn. 102. 

21
 OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 17. Juli 2020, a. a. O., juris Rn. 113. 

22
 OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 17. Juli 2020, a. a. O., juris Rn. 136. 

23
 OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 17. Juli 2020, a. a. O., juris Rn. 118 und 123. 

24
 OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 17. Juli 2020, a. a. O., juris Rn. 98. 

25
 OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 17. Juli 2020, a. a. O., juris Rn. 100. 

26
 26,42% bis 51,49%. 

27
 Vgl. hierzu Fn 1 und VG Darmstadt, Beschluss vom 22. August 2019 – 4 L 1004/19, juris, zur Zulässigkeit eines Hebesatzes der 

Grundsteuer B von 995%. Tatsächlich erreichten die durchschnittlichen Hebesätze z. B. der Grundsteuer B der kreisangehörigen 

Gemeinden in Rheinland-Pfalz 2019 mit 383% nicht einmal den diesbezüglichen Durchschnittshebesatz der anderen Flächenländer 

(423%). 
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Zwar muss der Landkreis bei der Berechnung der Kreisumlage stets von den Nivel-

lierungssätzen ausgehen.28 Der Kreisverwaltung obliegt jedoch als unterer Behörde 

der allgemeinen Landesverwaltung29 die Kommunalaufsicht über die kreisangehöri-

gen Gemeinden.30 In dieser Eigenschaft hat sie gegen deren unausgeglichene und 

daher rechtswidrige Haushalte einzuschreiten.31 Erfüllt sie diese Rechtspflicht, hat 

dies – ggf. durch erhöhte Realsteuerhebesätze – ausgeglichene Haushalte der 

kreisangehörigen Gemeinden zur Folge. Sind diese durch den Haushaltsausgleich 

nicht mehr auf langfristige Liquiditätskredite angewiesen, ergeben sich für den Land-

kreis erweiterte Möglichkeiten zur Erhebung der Kreisumlage.  

 

Ein defizitärer Kreishaushalt ist daher rechtswidrig, wenn eine Erhöhung der 

Kreisumlage möglich ist, ohne dass bei mehr als einem Viertel der kreisangehörigen 

Gemeinden die Umlagegrundlagen abgeschöpft werden oder eine strukturelle Unter-

finanzierung eintritt.“  

 

Die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) hat als für die Landkreise zustän-

dige Kommunalaufsichtsbehörde32 rechtswidrige Kreishaushalte zu beanstanden.33 

Daher ist sie verpflichtet, sich die verfassungsrechtliche Unzulässigkeit einer Umla-

geerhöhung von defizitär planenden Landkreisen nachweisen zu lassen. 

 

Nach § 60 Satz 1 LKO hat die ADD im Rahmen der Kommunalaufsicht über die 

Landkreise sicherzustellen, dass deren Verwaltung im Einklang mit dem geltenden 

Recht geführt wird. Die bloße Kenntnisnahme von offensichtlichen Rechtsverstößen 

eines Landkreises steht in eklatantem Widerspruch zu diesem gesetzlichen Auftrag. 

 

Soweit der Rechnungshof für die Prüfung kreisangehöriger Kommunen zuständig ist, 

fordert er bei seinen Prüfungen regelmäßig die seinen Prüfungszeitraum betreffen-

den kommunalaufsichtlichen Haushaltsverfügungen an. Nach deren Inhalt scheint 

die im Jahresbericht 2021, Nr. 11 beschriebene Aufsichtspraxis der ADD überwie-

gend auch das Vorgehen der Kreisverwaltungen als Kommunalaufsichtsbehörden 

der kreisangehörigen Gemeinden zu prägen. Die umfassende rechtswidrige Tolerie-

rung unausgeglichener Kommunalhaushalte durch die Kreisverwaltungen als untere 

Landesbehörden engt die Dispositionsmöglichkeiten der Landkreise bei der Erhe-

bung von Kreisumlagen selbst ein.“  

 

                                                
28

 § 25 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 i. V. m. § 13 Abs. 2 LFAG. 

29
 § 55 Abs. 2 Nr. 1 LKO. 

30
 § 118 Abs. 1 Satz 1 GemO. 

31
 VGH Rheinland-Pfalz, Urteil vom 16. Dezember 2020 – VGH N 12-14/19; juris Rn. 106 und BVerwG, Urteil vom 29. Mai 2019 – 10 

C 1/18, juris Rn. 22. 

32
 § 61 Abs. 1 LKO. 

33
 Vgl. Fn 23. 
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Nach der vorherrschenden Rechtsprechung steht es der Aufsicht bei offensichtlichen 

Rechtsverstößen nicht mehr frei, ob sie einschreitet. Besonders schwer wiegt eine 

nicht ausreichende oder vollständig ausgeschöpfte Umlageerhebung in den Fällen 

überschuldeter Kommunen, die – wie der Landkreis- durch weitere Defizite ihre 

Überschuldung zusätzlich verschärfen. 

 

 

Insoweit verweisen wir auf die nachstehende Umlageberechnung 2018, die uns von 

der Finanzabteilung zur Verfügung gestellt wurde: 

 

Ermittlung Umlagebedarf gem. § 72 GemO 2018 RE

Rechtsnorm GemHVO Beträge Bezeichnung

§ 3 Abs. 1 Nr. 17 + 156.831.778 lfd. Auszahlungen

§ 3 Abs. 1 Nr. 20 + 3.344.780 Zins-/sonstige Finanzauszahlungen

§ 3 Abs. 1 Nr. 24 + 0 außerordentliche Auszahlungen

aus § 3 Abs. 1 Nr. 46 + 2.184.038 Auszahlungen zur planm. Tilgung von Inv.krediten

 = zu deckende Auszahlungen 162.360.597

§ 3 Abs. 1 Nr. 10 - 113.280.082 lfd. Einzahlungen ohne Umlageaufkommen

§ 3 Abs. 1 Nr. 19 - 166.888 Zins-/sonstige Finanzeinzahlungen

§ 3 Abs. 1 Nr. 23 - 0 außerordentliche Auszahlungen

§ 2 Abs. 1 Nr. 28 + 1.787.160 Erhöhung zum Ausgleich Erghh

ergibt Umlagebedarf 1 50.700.787 44,79%

- Zahlungsmittelbestand zu Beginn des Haushaltsjahres nur wenn keine Kredite

§ 3 Abs. 1 Nr. 49 + 13.500.000 Auszahlung zu geplanten Tilgung von Krediten zur 

Liquiditätssicherung.

ergibt Umlagebedarf 2 64.200.787

§ 3 Abs. 1 Nr. 52 + 4.798.899 Zunahme der liquiden Mittel

§ 3 Abs. 1 Nr. 43 + 3.464.954 Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit

ergibt Umlagebedarf 3 72.464.640

aus § 3 Abs. 1 Nr. 46 + 2.184.038 Auszahlungen zur außerplanmäßigen Tilgung von 

Investitionskrediten.

ergibt Umlagebedarf 4 74.648.679

Umlageaufkommen 47.827.430 42,25%

Umlagegrundlagen 113.201.086 1% 1.132.011

Umlagebedarf unter Berücksichtigung 2-4 65,94%  

 

Die unumstößliche Umlagegröße wäre mit dem Umlagebedarf 1 nach dem Berech-

nungsschema der VV festgelegt. Der so errechnete Betrag müsste sich für einen 

KEF-Teilnehmer zwingend um die vereinbarte Mindestnettotilgung in Höhe von 

4.912.700 € erhöhen, um den KEF-Vertrag erfüllen zu können. 

Betrachtet man sich die Zahlen aus dem Jahresabschluss 2018, wäre zur Erfüllung 

des Vertrages eine Umlage von „utopischen“ 56,71 % erforderlich gewesen. 

Eine voll ausfinanzierte Umlage hätte somit in 2018 entsprechend der Berechnung 

für einen Umlagebedarf 4, nach den Zahlen, wie sie sich im Abschluss als notwendig 

erwiesen haben, gar vollkommen unrealistische 65,94 % betragen. 
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Die Entwicklung zu solchen Zahlen muss nach wie vor als besorgniserregend ange-

sehen werden. 

Auch wenn die Berechnungen belegen, dass bei der gegebenen Umlagegrundlage 

eine vernünftige Umlagegestaltung mit den vorgegebenen Mitteln nicht zu erreichen 

ist, ist eine politisch motivierte und „künstlich“ gering gehaltene Umlage aus Sicht 

des Rechnungsprüfungsamtes im Interesse des Landkreises nicht zielführend. 

Spätestens mit Einführung des KEF-RP hätte eine strenge Umlagedisziplin die Un-

geeignetheit der Finanzierungsmittel für die finanzschwachen Kommunen vor Augen 

führen können.  

Es ist unerlässlich, die Umlagebedarfe regelmäßig anhand des vorgegebenen Be-

rechnungsschemas zu diskutieren, solange die Rahmenbedingungen durch die Ge-

setzgebung nicht geändert sind. 

 

Im Nachgang haben wir eine Auswertung im überörtlichen Vergleich für die Jahre bis 

2018 aus der Datenbank des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz erhoben: 

 

Während anderenorts die Umlagekraft aus der Gewerbesteuer je Einwohner auf 

364,98 € im Jahr 2018 angewachsen ist, beträgt diese im Landkreis Kaiserslautern 

im Jahr 2018 lediglich 193,52 €. Auch eine bei 255,02 € je Einwohner liegende 

Schlüsselzuweisung (gegenüber 171,38 € je Einwohner im Landesdurchschnitt) und 

eine bei 136,00 € je Einwohner liegende Grundsteuer B (gegenüber 117,50  € je 

Einwohner im Landesdurchschnitt) können zusammen nur eine Umlagegrundlage 

bilden, die im Jahr 2018 um 102,01 € je Einwohner (Vorjahr: 113,25 € je Einwohner) 

hinter dem Landesdurchschnitt zurückbleibt. Der Umlagesatz in 2018 in Höhe von 

42,25 v. H. liegt um 1,36 Prozentpunkte unter dem Landesdurchschnitt (43,61 v. H.).  

Nur die überdurchschnittlich hohen Schlüsselzuweisungen hoben die allgemeinen 

Deckungsmittel 2018 auf ein durchschnittliches Niveau. 
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Merkmal

LK KL 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

Haushaltsjahr 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2013 2014 2015 2016 2017 2018

a) Umlagekraft in EUR 

je Einwohner

Grundsteuer A 2,98 3,08 3,21 2,96 2,93 2,93 5,46 5,79 5,71 5,62 5,59 5,61

Grundsteuer B 119,32 130,97 132,3 137,1 136,2 136 104,5 113,72 114,45 115,56 116,33 117,5

Gewerbesteuer 175,02 184,78 170,14 163,45 170,26 193,52 285,48 313,48 290,87 310,48 346,51 364,98

Gemeindeanteil an der 

Einkommensteuer

325,4 346,89 351,17 381,32 359,83 405,97 339,35 364,47 369,05 395,44 372 419,63

Gemeindeanteil an der 

Umsatzsteuer

18,79 19,3 19,61 22,58 24,06 28,92 28,8 29,42 29,89 34,11 36,32 43,65

Ausgleichsleistungen 

nach § 21 LFAG

34,74 34,36 36,59 38,83 36,51 48,33 36,23 36,11 38,45 40,28 37,75 49,95

Schlüsselzuweisungen 195,54 206,06 212,68 213,55 230,87 255,02 140,42 142,91 141,69 144,75 159,41 171,38

Zusammen: 871,8 925,44 925,7 959,79 960,65 1.070,69 940,24 1.005,89 990,11 1.046,24 1.073,90 1.172,70

b) Umlagesatz in v.H. 41,2 41,8 42,25 44,23 44,25 42,25 43,26 43,32 43,54 43,62 44,08 43,61

c) Allgemeine 

Deckungsmittel

Kreisumlage 359,18 386,83 391,11 424,51 425,09 452,37 406,72 435,73 431,07 456,32 473,38 511,46

Schlüsselzuweisungen 155,28 188,31 221,46 262,24 274,06 281,79 132,58 159,46 191,93 221,82 227,75 237,35

Steuereinnahmen

Grunderwerbsteuer - - - - - - - - - - 0,01 -

Sonstige Steuern 0,93 0,7 0,43 0,55 0,53 0,52 1,36 1,44 1,45 1,32 1,39 1,35

Zusammen 515,39 575,84 613 687,3 699,68 734,68 540,65 596,63 624,46 679,46 702,53 750,16

Tabelle 5a Grundlagen der Finanzkraft der Landkreise 

Grundlagen der Finanzkraft

Landkreis Landesdurchschnitt der Landkreise

 

(Quelle Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz)
34

 

 

Bei einer so vorgefundenen Situation ist das Erfordernis einer strengen Ausgaben-

disziplin einzufordern. Diese ist an vielen Stellen im Jahresabschluss nicht hinrei-

chend erkennbar. Auch viele kleinere Beträge können einen wirksamen Beitrag zur 

Verbesserung des Ergebnisses leisten. 

 

In diesem Zusammenhang müssen erneut die Gestaltungsmöglichkeiten auf der 

Ausgabenseite angesprochen werden, die wir bereits in zurückliegenden Jahren 

thematisiert hatten,  

Hierzu zählt auch die seit Jahren großzügige Förderung von Kindertagesstätten.  

Eine Änderung des Fördersatzes war unter politischem Widerstand nicht erfolgt.  

Wie der Presse zu entnehmen war, sollten weitere Neubauten in ungeänderter 

Praxis gefördert werden. Neubauten hängen teilweise zusammen mit der 

expansiven Ausweisung von Neubaugebieten in einzelnen Ortschaften, so dass die 

vorhandenen Einrichtungen aus diesem Grund nicht ausreichen. Die Ortsgemeinden 

müssten bei der Ausweisung von Neubaugebieten die vorhandene und die 

                                                
34

 Der endgültig von der ADD bzw. durch Gerichtsentscheid festgelegte Umlagesatz für den Landkreis beträgt für die Haushaltsjahre 

2016 42,25 % und 2017 42,25 %. 
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erforderliche Infrastruktur selbst berücksichtigen, so dass dies neben den  

gesetzlichen Vorgaben ein weiterer Grund gewesen wäre, die Förderhöhe des 

Landkreises nach unten zu korrigieren. Wir verweisen auf die entsprechenden 

Feststellungen aus zurückliegenden Jahresabschlussprüfungen. 

 

Weiterhin werden regelmäßig eine Vielzahl von sonstigen Projekten aufgegriffen, die 

auch wenn diese i.d.R. gefördert sind, erhebliche Mittel des Landkreises binden, die 

nicht unabweisbar erforderlich wären. Bevor in Zukunft solche neuen Projekte oder 

Projektlaufzeiten beantragt werden, wären diese im Hinblick auf die dramatische 

Haushaltslage eingehend zu hinterfragen. Beispiele finden wir in der Prüfungspraxis 

der Verwendungsnachweise immer wieder. Auch liebgewonnene Förderungen 

Dritter sind in diesem Zusammenhang zu nennen, die unter den Zwängen des 

Haushaltsrechts künftig einer kritischen Betrachtung unterzogen werden sollten. 

 

 

4.11. Kreditaufnahme 

 

Die Verbindlichkeiten belaufen sich zum 31.12.2018 auf insgesamt 233.267.561,54 

€. U. a. entfallen davon 38.911.786,96 € auf Investitionskredite und 176.200.000,00 

€ auf Liquiditätskredite. Demgegenüber stehen Forderungen in Höhe von 

23.623.556,93 € und ein Kassenbestand in Höhe von 6.196.194,44 €. Die durch-

schnittliche Tilgungsdauer hinsichtlich der Verschuldung aus Kreditaufnahmen         

(= Gesamtverschuldung: 215.111.786,96 €: Auszahlung zur planmäßigen Tilgung: 

2.184.038,44 €) beträgt 98,5 Jahre. Dieser Zeitraum würde zur Rückzahlung der 

Kreditverbindlichkeiten benötigt, unter der Annahme, dass die Tilgungszahlungen 

künftig gleich bleiben und keine neuen Verbindlichkeiten aus Krediten eingegangen 

werden. Die lange Tilgungsdauer ist dem hohen Stand der Liquiditätskredite ge-

schuldet. Setzt man die Tilgung ins Verhältnis zum Stand der Investitionskredite 

(38.911.786,96 €), betrüge die durchschnittliche Tilgungsdauer „nur“ noch 18 Jahre. 

Der Entschuldungsgrad (Saldo der ordentlichen und außerordentlichen Ein- und 

Auszahlungen 1.097.841,33 €: Gesamtverschuldung aus Kreditaufnahmen 

215.111.786,96 € x 100) beträgt 0,51%. Dies zeigt, dass die laufenden Einzahlungs-

überschüsse nur in sehr geringem Maße zur Abdeckung der Schulden beitragen. Ein 

negativer Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen (wie in der Regel in den Vor-

jahren ausgewiesen) führt zwangsläufig zu einer weiter anwachsenden Verschul-

dung.  

 

Die Genehmigung der in § 2 der Haushaltssatzung 2018 zur Finanzierung von Inves-

titionen und Investitionsförderungsmaßnahmen des Landkreises Kaiserslautern vor-

gesehenen Investitionskredite in Höhe von 11.656.483 € wurde von der ADD Trier 

nach § 103 Absatz 2 GemO auf solche Maßnahmen beschränkt, die unter einen 

Ausnahmetatbestand der Ziffer 4.1.3 der VV zu § 103 GemO zu subsumieren sind. 

D. h., für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen durften Haushaltsmittel 

(Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen) durch den Landkreis und dessen 
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Eigenbetrieb nur in Anspruch genommen werden, soweit für die geplante Maßnah-

me nachweislich die Voraussetzungen für eine Ausnahme nach der VV Nr. 4.1.3 zu 

§ 103 GemO vorlagen. Die fehlende dauernde Leistungsfähigkeit des Landkreises 

Kaiserslautern war aufgrund der negativen freien Finanzspitzen bereits unstrittig 

festgestellt.  

Die ADD führte in ihrer Haushaltsverfügung vom 11.04.2018 u. a. folgendes aus: 

 

„…..Gem. §§ 103 Absatz 2, 102 GemO und der VV Nr. 1 und Nr. 2 zu § 102 GemO ist so-

wohl die beabsichtigte Kreditaufnahme als auch die Genehmigung des Gesamtbetrages der 

Verpflichtungsermächtigungen, für den in künftigen Haushaltsjahren voraussichtlich Kredite 

aufgenommen werden müssen, unter dem Gesichtspunkt einer geordneten Haushaltswirt-

schaft zu prüfen. Dabei gilt es in jedem Einzelfall vor einer Mittelinanspruchnahme durch den 

verantwortlichen Bediensteten des Landkreises unter Anlegung strenger Maßstäbe, also im 

Rahmen einer restriktiven Prüfung und ggf. unter Einbindung der zuständigen Fach- oder 

Sonderaufsichtsbehörde, festzustellen und zu dokumentieren. Bezüglich der Ausnahmerege-

lungen nach der VV Nr. 4.1.3 zu § 103 GemO gebe ich folgendes zu beachten: 

 

 Bei einer Berufung auf den Ausnahmetatbestand nach der Ziffer 1 der VV Nr. 4.1.3 zu § 103 

GemO weise ich besonders darauf hin, dass nach der Rechtsprechung das Merkmal „unab-

weisbar“ i.V.m. den in der vorgenannten Verwaltungsvorschrift enthaltenen Beispielsfällen 

darauf hinweist, dass die Kommune sozusagen keine andere Wahl haben darf, als die Aus-

gabe zu leisten. Die Situation muss mit anderen Worten gesagt von einer Alternativlosigkeit 

gekennzeichnet sein. 

 Der Ausnahmetatbestand nach der Ziffer 2 der VV Nr. 4.1.3 zu § 103 GemO vermag wegen 

der bestehenden defizitären Haushalts- und Finanzlage des Landkreises und deren plan-

mäßigen Entwicklung regelmäßig die Haushaltsverträglichkeit einer von Ihnen vorgesehe-

nen Investition oder Investitionsförderungsmaßnahme nicht zu rechtfertigen. 

 Bei einer Berufung auf den Ausnahmetatbestand nach der Ziffer 4 der VV Nr. 4.1.3 zu § 103 

GemO gebe ich zu beachten, dass eine Mittelinanspruchnahme                   – vorbehaltlich 

der sonstigen haushaltsrechtlichen Voraussetzungen – erst nach Vorlage einer verbindli-

chen Förderzusage bzw. des Bewilligungsbescheides erfolgen darf.“   

 

Solche Regelungen, die in jedem Einzelfall die Verantwortung wieder auf die örtliche 

Ebene verlagern, sind im Nachhinein in einer Prüfung regelmäßig nicht mehr korri-

gierbar. Auch wenn bei uns eine Dokumentation der Einzelfälle erfolgt, wäre es wün-

schenswert, wenn in jedem Einzelfall für planbare Investitionsmaßnahmen die Un-

abweisbarkeit eingehend und nachvollziehbar dokumentiert und von der Aufsichts-

behörde entsprechend vollständig geprüft wäre. 

 

Hierzu führt der Rechnungshof Rheinland-Pfalz in seinem Jahresbericht 2021 u. a. 

folgendes aus: 
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„…Die ADD versagte im Prüfungszeitraum keiner Kommune trotz unausgeglichener Haushal-

te und teilweiser bilanzieller Überschuldung die Gesamtgenehmigung von Investitionskredi-

ten und Verpflichtungsermächtigungen in vollem Umfang.  

…Häufig stellte die ADD in ihren Haushaltsverfügungen die fehlende dauernde Leistungsfä-

higkeit der betreffenden Kommune fest. Die dennoch ausgesprochenen Genehmigungen von 

Investitionskrediten und Verpflichtungsermächtigungen verband sie mit der Maßgabe, dass 

die Kredite nur für Investitionen aufgenommen werden durften, welche nachweislich die feh-

lende dauernde Leistungsfähigkeit nicht beeinträchtigten oder die Voraussetzungen für eine 

Ausnahme – wie z. B. Finanzierung unabweisbarer Vorhaben oder Übernahme des Schul-

dendiensts durch eine andere öffentliche Kasse – erfüllten. Das Vorliegen dieser Vorausset-

zungen sollten die betroffenen Kommunen in eigener Verantwortung prüfen und dokumentie-

ren. Die Kreditgenehmigung vorbehaltlich der Entscheidung, ob eine Aufnahme ausnahms-

weise in Betracht kommt, stellt rechtlich eine aufschiebende Bedingung dar
35. Die Krediter-

mächtigung wird somit erst nach Eintritt der Bedingung wirksam. Bis dahin dürfen die Maß-

nahmen mangels gesicherter Finanzierung nicht begonnen werden
36

. 

 

Diese Bedingung war ungeeignet, den Zweck des Genehmigungserfordernisses zu fördern. 

Denn der Eintritt der Bedingung blieb allein der Feststellung durch die Kommunen überlas-

sen… Dies bekräftigt die Pflicht der Aufsichtsbehörden, die Nachvollziehbarkeit der Ausnah-

megründe vor Erteilung der Genehmigungen selbst zu prüfen.“ 

  

Der Landkreis Kaiserslautern verstößt ferner gegen das Prinzip von § 105 Absatz 2 

GemO. Nach dieser Vorschrift dürfen Kassenkredite nur zur vorübergehenden       

Sicherung der kassenmäßigen Liquidität dienen. Es handelt sich gerade nicht um 

Deckungsmittel.  

Daher ist festzustellen, dass der Landkreis über keine uneingeschränkt geordnete 

Haushaltswirtschaft verfügt. Vor diesem Hintergrund muss für den Landkreis Kai-

serslautern – im Interesse der kommunalen Selbstverwaltung – die Erreichung eines 

jährlich ausgeglichenen Ergebnis- und Finanzhaushaltes und der Abbau der beste-

henden Liquiditätskreditverschuldung weiterhin oberstes Ziel der kommunalen 

Haushaltswirtschaft sein.  

 

 

4.12. Zusammenfassung der Feststellungen zu den zu prüfenden Unterlagen 

 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass zu den zu prüfenden Unterlagen keine 

gravierenden Feststellungen zu treffen waren.  

 

Die vorgenommenen Prüfungshandlungen zeigen, dass die haushaltsrechtlichen 

Abwicklungen im Laufe des Haushaltsjahres 2018 grundsätzlich für in Ordnung be-

funden werden können. 

                                                
35

 Verwaltungsgericht Koblenz, Urteil vom 6. Juli 2004 – 6 K 2875/03.KO, S. 6 UA. 

36
 § 93 Absatz 5 Satz 2 GemO. 
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Es wurde deshalb im Rahmen dieses Berichtes darauf verzichtet, alle Prüfungshand-

lungen, die standardmäßig erfolgten und für die 

- sich kein Grund zu einer Beanstandung ergab, 

- uneingeschränkte Bestätigung erteilt werden konnte, 

- vorgenommene Abgleichungen jeweils Übereinstimmungen ergaben, 

- bei auslegungsbedürftigen Lösungen von der Verwaltung schlüssige Argumente 

    geliefert werden konnten, 

im Einzelnen aufzulisten und zu beschreiben. 

 

Die im Folgenden ab Punkt 5 noch dargestellten Einzelfeststellungen beziehen sich 

auf Probleme im administrativen Bereich und auf die Optimierung von Verwaltungs-

abläufen und beeinflussen i.d.R. das Ergebnis des Jahresabschlusses nicht.  

 

Dieser Bericht wurde mit Stand vom 18.07.2022 als Entwurf der Verwaltung mit der 

Gelegenheit zur Stellungnahme übersandt.  

  

Der Jahresabschluss und dieser Bericht bleiben unverändert. Die Stellungnahme 

wird mit der Abgabe dieses Berichts diesem beigefügt. 
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5. Einzelfeststellungen 

 

5.1. Datenschutz 

 

5.1.1. Notwendige Änderung der hausinternen Regelungen zum Datenschutz 

 

Die Rechtsgrundlagen zum Datenschutz haben sich zuletzt grundlegend geändert. 

Im Rahmen notwendiger örtlicher Prüfungen war es erforderlich, diese nach aktuel-

lem Stand anzuwenden.  

Hierzu haben wir eine kurze Zusammenstellung von Eckpunkten, wie sie für die da-

tenschutzrechtliche Prüfung (Stand 2/2019) erforderlich war im Folgenden nochmals 

aufgeführt:  

 

„Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 

der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)“ 

• ohne nationale Umsetzung unmittelbar geltendes Recht und gilt seit dem 25.05.2018. 

• Lässt nur durch ausdrückliche Regelungen vereinzelte Spielräume für ergänzende nationale 

Vorschriften. 

 

Landesdatenschutzgesetz - LDSG vom 08. Mai 2018 

• Gilt für alle öffentlichen Stellen in RP seit dem 25.05.2018! 

• Regelt im Teil 2 (§§ 3 bis 25) die Verarbeitung personenbezogener Daten nach Maßgabe  

der Datenschutz-Grundverordnung, dabei die Kreisverwaltung betreffend insbesondere 

• Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 

• Datenverarbeitung bei Dienst- und Beschäftigungsverhältnissen 

• Videoüberwachung 

• Im Teil 3 (§§ 26 bis 72) die Verarbeitung personenbezogener Daten nach Maßgabe der 

Richtlinie (EU) 2016/680: 

• Regelt Datenschutz im Zusammenhang mit Strafverfolgung 

 

Bundesdatenschutzgesetz - BDSG vom 30. Juni 2017 

• Gilt für öffentliche Stellen der Länder, soweit der Datenschutz nicht durch Landesgesetz ge-

regelt ist und soweit sie Bundesrecht ausführen … 

• Geregelt wird insbesondere: 

• § 1 Abs. 3 BDSG: 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gehen denen des Verwaltungsverfahrensgesetzes vor, so-

weit bei der Ermittlung des Sachverhalts personenbezogene Daten verarbeitet werden. 

• § 20 BDSG: 

• Rechtsweg für Streitigkeiten zwischen Betroffenen und der Aufsichtsbehörde wird den Ver-

waltungsgerichten zugewiesen 

• Kein Vorverfahren! 
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Personenbezogene Daten müssen 

• auf rechtmäßige Weise, …und in einer für die betroffene Person nachvollziehbaren Weise 

verarbeitet werden („Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und Glauben, Transparenz“); 

• für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in einer 

mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden; … („Zweckbin-

dung“); 

• dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung not-

wendige Maß beschränkt („Datenminimierung“); 

• sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle angemes-

senen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf die Zwe-

cke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt werden („Richtig-

keit“); 

• in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur so 

lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist; … 

(„Speicherbegrenzung“); 

• in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der personenbezoge-

nen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbei-

tung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter 

Schädigung („Integrität und Vertraulichkeit“); 

• Der Verantwortliche ist für die Einhaltung verantwortlich und muss dessen 

Einhaltung nachweisen können („Rechenschaftspflicht“). 

 

Begriffe nach  § 4 EU DSGGVO 

„Verantwortlicher“ 

• die natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die allein 

oder gemeinsam mit anderen über die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbe-

zogenen Daten entscheidet; 

• „personenbezogene Daten“ (künftig abgekürzt: p. D.): 

• alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person be-

ziehen; als identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, ins-

besondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, 

zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen 

Merkmalen, die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirt-

schaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind, identifiziert 

werden kann; 

„Verarbeitung“: 

• jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführte Vorgang oder jede solche 

Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Er-

fassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, 

das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbrei-

tung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die Ein-

schränkung, das Löschen oder die Vernichtung; 
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 „Auftragsverarbeiter“: 

• eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die perso-

nenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet. 

 

Die aktuellen Grundlagen sind in den hausinternen Regelungen klarstellend umzu-

setzen, worauf nachfolgend eingegangen wird. 

 

 

5.1.2. Dienstanweisung Datenschutz und Datensicherheit der Kreisverwaltung 

vom 14.10.2004 

 

Die zum Zeitpunkt der Berichterstattung vorliegende Dienstanweisung war in mehre-

ren Hinsichten veraltet und wurde seit längerem so nicht mehr angewendet. Für eine 

zuletzt erforderliche Sonderprüfung, welche Dateien durch den Arbeitgeber und das 

Rechnungsprüfungsamt zu welchen Bedingungen und unter welchen Umständen 

herangezogen werden können, war diese nicht mehr in ausreichendem Maße geeig-

net. 

Da vermehrt Vorgänge digital und über die Rechner abgewickelt werden, ist eine 

Anpassung für alle Beteiligten klarstellend und nach den neusten Anforderungen er-

forderlich. 

Es wurde dringend angeraten, die Dienstanweisung mit einer Aktualisierung zu er-

setzen. 

 

Neben der bereits genannten Aktualisierung der Dienstanweisungen für den Daten-

schutz und die Datensicherheit ist eine IT-Sicherheitsrichtlinie zu erarbeiten. 

 

Zwar sahen die veralteten internen Regelungen ein grundsätzliches Verbot privater 

Nutzung vor. Bei, bisher zumindest geduldeter, privater Nutzung sowohl der vorhan-

denen Hardware als mobiler Endgeräte wäre sicherzustellen, dass von den berech-

tigten Stellen problemlos erforderliche technische und organisatorische Maßnahmen 

ergriffen werden können, um die Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit der 

dienstlichen Daten zu gewährleisten. 

 

Es wären u. a. mit dem Personalrat abgestimmte Einwilligungserklärungen der     

Benutzer erforderlich, die es den Dienststellen gestatten, die erforderlichen Maß-

nahmen zu ergreifen, um die Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit der dienstli-

chen Daten zu gewährleisten.  

Dies wäre wichtig, um künftig für Routinekontrollen, wie sie durch die EDV und bei 

der Arbeit des RPA in Ausnahmefällen (z. B. beim Verdacht auf dolose Handlungen) 

notwendig werden können, für alle Betroffenen von vornherein (wieder) die notwen-

dige Klarheit in einer zeitgemäßen Form zu schaffen. 
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Mit Wirkung vom 01.06.2022 wurde eine neue Dienstanweisung „Datenschutz und 

Datensicherheit“ aufgelegt. Ob die oben aufgeführten und an anderer Stelle im 

Rahmen einer Sonderprüfung aufgeführten Aspekte alle berücksichtigt sind, war 

zum Zeitpunkt 18.07.2022 nicht abschließend zu klären. 

 

 

5.2. Regelungen zur Vergabe von Zugriffsrechten 

 

Mitarbeiter der Fachreferate verwalten die Zugriffsrechte und sind für die fachliche  

Sachbearbeitung bzw. das Erstellen der „Zahlläufe“ sowohl für das Sozialamtspro-

gramm als auch das Programm der wirtschaftlichen Jugendhilfe zuständig.  

Gleiches gilt für die Anwendung KIS seit kurzem ebenfalls vorübergehend wieder, 

weil eine Verlagerung auf eine andere Stelle nicht problemlos funktioniert hatte. 

 

Die Bündelung von Aufgaben zur Verwaltung von Informationssystemen (Vergabe 

der Zugriffsrechte) und der Sachbearbeitung (z. B. das Erzeugen der Zahlläufe zur 

Übergabe an KIS) bei einer Person birgt Risiken, da damit das Vier-Augen-Prinzip 

umgangen werden kann.  

Auch wenn das RPA Verständnis hat, dass diese Geschäftsverteilung gerade in der 

Einführungsphase von Programmen für die Fachbereich Vorteile in der Handhabung 

mit sich bringt und die derzeit so eingesetzten Personen die Programme mit am bes-

ten kennen, steht dies § 28 Abs. 10 Nr. 10 GemHVO entgegen, wonach die Verwal-

tung von Informationssystemen und automatisierten Verfahren von der fachlichen 

Sachbearbeitung verantwortlich abzugrenzen ist. 

Im Fachbereich 6.2. konnten Mitarbeiter des Fachbereichs ohne Beteiligung einer 

anderen Stelle im Haus Programmberechtigungen für die dort eingesetzte Daten-

bank beantragen, ohne dass der Abteilungsleiter Kenntnis hatte und ohne dass die-

se Berechtigten in Abteilung 1 zum Berichtstermin gegenüber den Landesdienststel-

len und der EDV bekannt waren. 

Die Rechtevergabe und die Geschäftsverteilung sollten zentral über Abteilung 1    

gesteuert und freigegeben werden. Dies könnte beispielsweise nach den gemelde-

ten Bedürfnissen zu einzelnen Programmberechtigungen durch die Fachbereiche er-

folgen. Die entsprechenden Festlegungen sollten auf dem Dienstweg gemeldet wer-

den und mit der Arbeitsaufnahme neuer Mitarbeiter entsprechend der Geschäftsver-

teilung feststehen. 

 

 

5.3. Schulen 

 

5.3.1. Schulzweckverbände 

 

Der Landkreis Kaiserslautern ist an den Schulzweckverbänden IGS Enkenbach-

Alsenborn, IGS Landstuhl und IGS Otterberg mit jeweils 75% beteiligt. Die           

Geschäftsführung hat die jeweilige Verbandsgemeinde inne.  
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Zur Finanzierung der Aufgaben der Schulzweckverbände wird neben der Sonderum-

lage für Investitionen eine Allgemeine Umlage erhoben. Für die Allgemeine Umlage 

werden vom Landkreis jährlich Abschlagszahlungen geleistet. Die Schlussabrech-

nung erfolgt erst mit dem jeweiligen Jahresabschluss des Schulzweckverbandes.  

 

Die nachfolgende Tabelle zeigt eine Übersicht der beim Kreis veranschlagten Haus-

haltsmittel und der Beträge, die nach den vorliegenden Schlussabrechnungen für die 

jeweiligen Haushaltsjahre erstattet bzw. nachgefordert wurden.  

 

 
Allgemeine Umlage 

an Zweckverbände 2015 2016 2017 2018

IGS Haushaltsansatz 856.575,00 € 508.350,00 € 725.588,00 € 579.000,00 €

Enkenbach-Alsenborn Schlussabrechnung -80.701,85 € -96.504,77 € -221.873,06 € 141.821,38 €

IGS Haushaltsansatz 502.650,00 € 600.915,00 € 545.000,00 € 585.100,00 €

Otterberg Schlussabrechnung -47.084,08 € -105.579,33 € -82.025,16 € -32.557,03 €

IGS Haushaltsansatz 832.110,00 € 850.000,00 € 825.000,00 € 937.900,00 €

Landstuhl Schlussabrechnung -100.087,60 € -304.827,12 € -281.824,40 € -56.937,76 €

Summe 

Schlussabrechnung -227.873,53 € -506.911,22 € -585.722,62 € 52.326,59 €  

 

Für die Jahre 2015 bis 2017 hatte sich nach den Schlussabrechnungen gezeigt, 

dass erhebliche Summen an den Landkreis zurückerstattet werden mussten.  

 

Demgemäß wurden vom Landkreis bei den Planungen für das Haushaltsjahr 2018 

die von den Schulzweckverbänden festgesetzten Summen für die Allgemeine Umla-

ge nicht übernommen sondern entsprechend reduziert. 

 

Der Jahresabschluss ist innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Haushalts-

jahres aufzustellen (§ 7 KomZG i. V. m. § 108 Abs. 4 GemO). Da die Jahresab-

schlüsse des Schulzweckverbandes IGS Enkenbach-Alsenborn regelmäßig verspä-

tet aufgestellt wurden, verzögerten sich die Schlussabrechnungen und die Verbu-

chung der Erstattungsbeträge. Die Abrechnungen für die Jahre 2015 und 2016 wur-

den Ende des Jahres 2017, die Abrechnung 2017 Ende des Jahres 2020 und die 

Abrechnung 2018 erst im Dezember 2021 vorgelegt. Erfolgt die Aufstellung der Jah-

resabschlüsse nicht fristgerecht, können die mit den Jahresabschlüssen gewonne-

nen Informationen, die die Grundlage für zukünftige Entscheidungen wie für die Er-

hebung der Allgemeinen Umlage sein sollen, nicht in die Haushaltsplanung und den 

Erlass der Haushaltssatzung mit einfließen.  

 

Auf eine fristgerechte Aufstellung der Jahresabschlüsse der Schulzweckverbände ist 

hinzuwirken. 
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5.3.2. Personalbedarf Schulverwaltungskräfte 

 

An den Schulen in der Trägerschaft des Landkreises, den beiden Gymnasien in 

Landstuhl und Ramstein-Miesenbach, der Berufsbildenden Schule Landstuhl und 

den beiden Förderschulen in Landstuhl und Enkenbach-Alsenborn waren elf Kräfte 

mit einer vertraglichen Arbeitszeit von insgesamt 248,35 Wochenstunden beschäf-

tigt.  

Die Verwaltung hatte den Stundenbedarf für 2019 ermittelt. Im Verhältnis zu den 

vertraglich vergüteten Wochenarbeitsstunden ergab die Berechnung der Verwal-

tung bereits einen Überhang von insgesamt 29,48 Wochenarbeitsstunden: 

 

 Ist Bedarf Unterschied 
Bedarf-Ist 

 Wochenarbeitsstunden 

Sickingen-Gymnasium Landstuhl 78,50 68,72 -9,78 

Reichswald-Gymnasium Ramstein-
Miesenbach 

68,25 67,55 -0,70 

Berufsbildenden Schule Landstuhl 62,60 59,29 -3,31 

Jakob-Weber-Schule Landstuhl 19,50 11,06 -8,44 

Hans-Zulliger-Schule Enkenbach-
Alsenborn 

19,50 12,25 -7,25 

Insgesamt 248,35 218,87 -29,48 

 

Eine Vergleichsberechnung des Personalbedarfs auf der Grundlage des überarbeite-

ten WIBERA-Gutachtens37 zeigt in sämtlichen Schulsekretariaten weitere Arbeitszeit-

reserven: 

 

 Ist Bedarf 
zu vergütende 

Arbeitszeit  

Unterschied 
Bedarf-Ist 

 Wochenarbeitsstunden 

Sickingen-Gymnasium Landstuhl 78,50 63,40 -15,10 

Reichswald-Gymnasium Ramstein-
Miesenbach 

68,25 61,96 -6,29 

Berufsbildenden Schule Landstuhl 62,60 54,39 -8,21 

Jakob-Weber-Schule Landstuhl 19,50 9,9 -9,6 

Hans-Zulliger-Schule Enkenbach-
Alsenborn 

19,50 11,0 -8,5 

Insgesamt 248,35 200,65 -47,70 

 

Der Stundenüberhang insgesamt liegt bei 47,70 Wochenarbeitsstunden. 

 

Die Zahl der Ferientage überschreitet die Zahl der tariflichen Urlaubstage erheblich. 

Bei den Berechnungen wurde davon ausgegangen, dass in den Ferien – wie von der 

Verwaltung angegeben - an elf Tagen gearbeitet wird. Diese Zeit reicht erfahrungs-

gemäß für vorbereitende Tätigkeiten, zum Aufarbeiten von Rückständen und zur Ab-

                                                
37

 Vgl. Sonderrundschreiben S 831/2012  und S 394/2013 des Landkreistages Rheinland-Pfalz vom 04.Dezember 2012 



Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses des Landkreises Kaiserslautern zum 31.12.2018 

36 

 

deckung etwaiger Servicezeiten aus. Insbesondere bei Schulen mit mehreren Ver-

waltungskräften kann schon durch unterschiedliche Einsatzzeiten der Kräfte die Er-

reichbarkeit der Schule sichergestellt werden.  

 

Die Verwaltung hatte bereits die Arbeitszeit der Schulverwaltungskräfte unter Be-

rücksichtigung des Ferienausgleichs berechnet und die tatsächlich zu erbringende 

wöchentliche Arbeitszeit gegenüber der vertraglich vereinbarten wöchentlichen Ar-

beitszeit erhöht. Dies mindert jedoch nicht den Personalaufwand. 

 

Der Personalbedarf ist regelmäßig zu überprüfen und bei künftigen Stellenbesetzun-

gen sollte eine entsprechende Anpassung der Arbeitszeit erfolgen.  

 

 

5.4. Frauenförderplan und Gleichstellungsstelle 

 

Während der laufenden Prüfung des Jahresabschlusses 2018 war aufgefallen, dass 

seit vielen Jahren kein Frauenförderplan mehr aufgelegt wurde. Die letzte Fort-

schreibung des Frauenförderplans, verknüpft mit einem Personalentwicklungsplan, 

war im November 2011 vom Fachbereich 1.4 aufgelegt worden. 

Dies sollte künftig wieder regelmäßig und nach den gesetzlichen Fristen geschehen. 

Dies müsste auch keinen zu großen Aufwand darstellen, da hier der seit Jahren zu-

vor geübten Routine im Wesentlichen hätte gefolgt werden kann, um diesem An-

spruch zu genügen. Die Grundlagendaten zu diesem Zweck können in der vorhan-

denen Datenbank hinterlegt und entsprechend von Fachbereich 1.4 abgerufen und 

dargestellt werden. 

Die Fachbereichsleiterin hatte zum Zeitpunkt der Prüfung eine baldige Inangriffnah-

me des neuen Frauenförderplanes eingeplant, der unter Einbindung der Gleichstel-

lungsbeauftragten vorzubereiten ist. 

 

Die zuletzt geteilte Stelle der Gleichstellungsbeauftragten wurde auf der Grundlage 

einer externen Stellenbewertung durch die Kommunalberatung im Haushaltsjahr 

2018 bei 1,5 Stellen mit einer Zulage nach E 11 vergütet.  

Die Bewertung nach E 11 war -zumindest für eine der eingesetzten Kräfte aufgrund 

ihrer Ausbildung und Berufserfahrung- kritisch zu betrachten; auch weil das im Vor-

feld für diese Stelle aus Sicht des RPA zunächst intern korrekt ermittelte vorhandene 

Bewertungsergebnis nicht akzeptiert worden war. 

 

Die hierzu vorliegende externe Bewertung wurde angefordert und mit der Stellenbe-

wertung der Mitarbeiterin zu Prüfungszwecken übersandt. Die interne Bewertung 

hatte zuvor solche Ergebnisse nicht bestätigen können, weshalb auch die zu diesem 

Zeitpunkt bereits festgelegte Geschäftsverteilung aus Sicht des Rechnungsprü-

fungsamtes zunächst nicht beanstandet wurde. 



Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses des Landkreises Kaiserslautern zum 31.12.2018 

37 

 

Die letzte Stellenbeschreibung der früheren Gelichstellungsbeauftragten S… stammt 

aus dem Jahre 2011. Diese war, auf der Grundlage der seit damals vorliegenden 

Stellenbeschreibung, nach Entgeltgruppe 10 eingruppiert. 

(An den Rahmenbedingungen hat sich bisher nichts verändert. Die langjährige Stel-

leinhaberin hatte seinerzeit mehrere Arbeitsvorgänge rund um das Thema Gleich-

stellung und Frauenförderung mit Arbeitsinhalten und Zeitanteilen unterlegt.) 

Deren Stelle war am 07.10.2015 zuletzt zur Nachbesetzung entsprechend in E 10 

ausgeschrieben. In der Ausschreibung wurde darauf hingewiesen, dass der Aufga-

benanteil nach dem LGG 25% betrage und die Eingruppierung für diese zu über-

nehmenden Aufgaben nach der Hauptbeschäftigung erfolge, wie es das LGG vor-

sieht.  

Es konnten sich Voll- und Teilzeitkräfte bewerben. 

 

Für die Festlegung der Aufgabenzuweisung auf 2 Kräfte wären somit verschiedene 

Varianten möglich gewesen. 

Die Besetzung der früheren Ganztagsstelle erfolgte mit 2 Mitarbeiterinnen mit sehr 

unterschiedlichen Qualifikationen und mit unterschiedlicher Berufserfahrung. 

 

Legt man die getroffene Geschäftsverteilung zugrunde, die die Aufgaben der Vor-

gängerin gleichmäßig auf beide Kräfte verteilt, ergib sich nach strenger Auslegung 

der tariflichen Regelungen folgendes Bild: 

 

Gleichstellungsbeauftragte XXXX, Teilzeitkraft in 0,5, abgeschlossenes Hoch-

schulstudium mit mehrjähriger Verwaltungserfahrung: 25% Aufgaben nach dem LGG 

und 75% Aufgaben einer Gleichstellungsstelle nach der LKO. Bewertet werden die 

Aufgaben nach der LKO als ein Arbeitsvorgang mit gründlichen und umfassenden 

Fachkenntnissen/SL/besondere Verantwortung/ besondere Schwierigkeit und       

Bedeutung. 

Unterstellt werden mindestens gleichbleibende/gleichwertige Aufgaben, denn hierzu 

sind keine Aussagen getroffen. (Ein Tätigkeitsbericht und auch schon der besagte 

Frauenförderplan waren bisher noch nicht bearbeitet bzw. neu aufgelegt.) Hier kann 

auch keine grundsätzliche oder dauerhafte Schwächung der Gleichstellungsstelle 

gewünscht sein. 

Die Bewertung erfolgt unter Berücksichtigung der Ausbildung und der Berufserfah-

rung.  

Die Bewertung der Aufgaben nach dem LGG kann entfallen. Die Eingruppierung für 

diesen Aufgabenanteil richtet sich nach der Haupttätigkeit. 

Der einzige Unterschied gegenüber der Stellenbeschreibung Schlosser ergibt sich 

daraus, dass die Tätigkeit als ein Arbeitsvorgang bewertet wird, was sich in der jün-

geren Rechtsprechung für Gleichstellungsbeauftragte wiederfindet und nur einen 

marginalen Unterschied zur früheren Bewertung ausmacht, wo weniger als 10% ent-

sprechender Zeitanteile zu einer höheren Bewertung „gefehlt“ hatten. Diese ergibt 

eine Bewertung nach E 11. 
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Gleichstellungsbeauftragte YYYY, Vollzeitkraft im Sekretariat des Landrates in 

Entgeltgruppe 5/6, Verwaltungsfachangestellte mit abgeschlossener Ausbildung 

2013. 

 

Voranzustellen ist, dass die für Gleichstellungsstellen mögliche Anerkennung von 

Heraushebungsmerkmalen, die die Entgeltgruppen 10 und 11 begründen können, 

nach ständiger Rechtsprechung von Ausbildung und Berufserfahrung abhän-

gig ist. 

 

 

Anbei ein Auszug aus einem im Internet abrufbaren Aufsatz aus 

www.dasgleichstellungswissen.de/eingruppierung von Frauen und Gleichstellungs-

beauftragten…, der die ständige Rechtsprechung in einem Fazit widerspiegelt: 

 

Leider geht die externe Bewertung durch die Kommunalberatung auf diesen         

Gesichtspunkt nicht ein. 

(Die Entgeltordnung ist gegenüber der früheren Vergütungsordnung in dieser Hin-

sicht unverändert.) 

 

Die interne Kommission hatte eine Bewertung nach E 8 vorgenommen, die sich so 

ergab, weil die Aufgaben der Gleichstellungsstelle nach der LKO bei der Stelle einer 

der Mitarbeiterinnen nur 37% ausmacht und deren Aufgaben im Übrigen keine 

gründlichen und umfassenden Fachkenntnisse erforderten. (Die Kommunalberatung 

hat dieses Ergebnis ebenfalls nachvollzogen, falls man die Aufteilung vornimmt, wie 

sie die Stellenbewertungskommission vorgenommen hatte.  

Die Stellenbewertungskommission hatte solche Überlegungen bisher immer selbst 

anstellen können und in Ermangelung vorgelagerter Organisationsuntersuchungen 

dies aufgrund der dort vorhandenen Erfahrung über die betreffenden Aufgabenstel-

lungen im Haus auch realistisch abschätzen können. Aus diesem Grund ist die 

Kommission auch so besetzt worden, dass die für Geschäftsverteilung maßgebli-

chen Organisationsreferentin und der Büroleiter, sowie die Fachbereichsleitung 1.4, 

die die Aufgabenübertragung aus den Gesichtspunkten der Stellenausschreibung 

kennt, als Mitglieder der Stellenbewertungskommission vertreten waren.) 

 

Selbst wenn man wie die Kommunalberatung die Gleichstellungsstelle nach der LKO 

und die Aufgaben nach dem LGG als ein Arbeitsvorgang ansehen möchte, würde es 

für diese Mitarbeiterin noch an der nach dem Tarifvertrag für eine solche Eingruppie-

http://www.dasgleichstellungswissen.de/
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rung nachzuweisenden fachlichen Qualifikation fehlen, da diese nur einen Ausbil-

dungsnachweis als Verwaltungsfachangestellte aufzuweisen hatte. 

  

Die Bewertung würde dann, bei einem Anteil von 50% gründlichen und umfassenden 

Fachkenntnissen, mindestens bis zur Ablegung der II. Angestelltenprüfung, zunächst 

nach E 9c lauten und die Mitarbeiterin könnte eine Zulage nach E 9c erhalten.  

Eine Eingruppierung von Frau YYYY kann zudem nicht erfolgen, da der Mitarbeiterin 

XXXX, die nur vorübergehend aus familiären Gründen eine Teilzeit mit 0,5 vereinbart 

hat, arbeitsvertraglich eine Vollzeitstelle auf der arbeitsvertraglich vereinbarten 

Grundlage zusteht.  

Es ist zudem zu Bedenken, dass die Bestellung jeweils nur für eine bestimmte 

Amtszeit läuft und dem Arbeitsvertrag entsprechende Stellen vorhanden sein müss-

ten, wenn eine Wiederbestellung nicht mehr erfolgt. 

 

Mit Ablauf der laufenden Amtszeit ist aus Gründen der Wirtschaftlichkeit und Spar-

samkeit darauf zu achten, dass die Geschäftsverteilung und Stellenbesetzung nicht 

erneut zu vermeidbaren Mehrausgaben führt.  

Zu bevorzugen wäre, auch nach dem Wortlaut des Gesetzes, dass es eine „Leiterin“ 

und gegebenenfalls eine Mitarbeiterin und Stellvertreterin gibt, der über die          

Geschäftsverteilung dann auch bestimmte Aufgaben zugewiesen werden können, 

wenn die Leiterin nicht Vollzeit beschäftigt ist und dies erforderlich wäre. 

 

In Anbetracht der seit vielen Jahren eingesetzten internen Stellenbewertungskom-

mission sollte daneben eine Beauftragung Dritter für Stellenbewertungen nicht erfol-

gen. Wenn zwischen Dienststelle und Personalrat oder Dienststelle und Mitarbeiter 

kein Einvernehmen erzielt werden kann, ist der Rechtsweg zur Klärung anzustreben. 

Der Landkreis wird in diesem Fall kostenfrei vom KAV vertreten. Die Vermeidung ei-

nes Rechtsstreites ist nur dann möglich, wenn der KAV selbst zu einer anderen     

Bewertung kommt und dazu rät, den Rechtsstreit zu vermeiden. In früheren Jahren 

war es jedoch so, dass der Landkreis in allen arbeitsgerichtlichen Rechtsstreiten in 

Eingruppierungsfragen obsiegt hatte. 

 

Die Angelegenheit war seinerzeit der Behördenleitung vorgetragen worden. Der Aufgabenbe-

reich der zweiten Kraft konnte zeitnah geändert werden. Eine Qualifizierung und der Nach-

weis einer erforderlichen zweiten Prüfung sind mittlerweile erfolgt. 

Nach Auflösung der internen Stellebewertungskommission wurden auch verschiedene exter-

ne Anbieter für Stellenbewertungen in die Auswahl genommen. 
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5.5. Abteilung 6 

 

5.5.1. Unregelmäßigkeiten in der Bearbeitung der Agrarförderanträge 

 

Das Rechnungsprüfungsamt hat ab Ende Februar bis Ende Juli 2019 in der örtlichen 

Prüfung einen erheblichen Prüfungsaufwand mit einem Prüfungsauftrag des Landra-

tes nach § 112 GemO zur Prüfung des Fachbereiches 6.2 betrieben. 

Durch die Prüfung wurden dolose Handlungen festgestellt. Ein fünfstelliger Scha-

densbetrag aus der rechtswidrigen Abwicklung von einzelnen Drittschulden-

Angelegenheiten über private Konten des Mitarbeiters wurde festgestellt, die die so-

fortige Freistellung und das später Ausscheiden eines Mitarbeiters zur Folge hatten. 

Herr Landrat Leßmeister hatte aus diesem Grund die Staatsanwaltschaft unterrich-

tet, die die Ermittlungen aufgenommen hatte. 

Der für diese Fälle festgestellte Schaden wurde mit dem aus der Prüfung des Rech-

nungsprüfungsamtes festgestellten Betrag durch den Mitarbeiter im Juli 2019 bereits 

ausgeglichen. 

Die Sachbearbeitung und auch die Aktenführung in der Bearbeitung der Agrarför-

deranträge waren auch in anderen Angelegenheiten zu beanstanden. 

Die bei der örtlichen Prüfung vorgefundene und auch aus anderen Gründen zu be-

anstandende Situation im Fachbereich wurde den hierfür zuständigen Landesdienst-

stellen, der Zahlstelle im Wirtschaftsministerium und der Fachaufsicht bei der ADD 

Trier, zur Kenntnis gegeben und dort weitere Prüfungen angeregt, damit die rechts-

konforme Bearbeitung für die Zukunft wieder gesichert werden kann. Auch wegen 

der Anforderungen, die die EU an die Bearbeitung stellt, waren umgehende Verän-

derungen erforderlich.  

Der frühere Fachbereichsleiter war bereits seit Ende 2017 erkrankt und bis zu seiner 

Ruhestandversetzung nicht mehr anwesend, die weitere zuletzt einzige Fachkraft 

unmittelbar zu Prüfungsbeginn freizustellen. Die neue Fachbereichsleitung unter-

stützt durch neue Fachkräfte mussten die Sachbearbeitung nach den auch von dort  

zu treffenden Feststellungen und Vorgaben aus dem zuständigen Ministerium an-

hand der strengen Vorgaben im EU-Förderrecht neu ausrichten. 

 

Weitere Unregelmäßigkeiten in der Bearbeitung wurden durch die fachaufsichtliche 

Prüfung der ADD Trier aufgegriffen. Durch die zuständige Zahlstelle wurden auf die 

erfolgten Hinweise hin schließlich auch schwerwiegende Bearbeitungsfehler hin-

sichtlich der Anwendung und     Dokumentation der EU-rechtlichen Vorgaben festge-

stellt, die sowohl gravierende Schäden für die betroffenen Behörden als auch Nach-

teile in Form von Rückforderungen der EU-Mittel für betroffene landwirtschaftliche 

Betriebe bedeuten konnten.  

Über die Sonderprüfung wurde ein umfangreicher Schlussbericht im Entwurf gefer-

tigt.  

Der intern an den Landrat gerichtete Schlussbericht umfasste bereits im Entwurfs-

stand vom Juli 2019 mehr als 170 Seiten. Der vorläufige Schlussbericht mit Stand 

vom September markierte das vorläufige Ende der eigenen Erhebungen durch das 
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Rechnungsprüfungsamt. Der umfassende Entwurf dieses Schlussberichts enthält in 

weiten Passagen vertrauliche Darstellungen mit Ausführungen, die auf schützens-

werte Kontodaten, Betriebsdaten und persönliche Daten gestützt sind, damit letzt-

endlich die Aufarbeitung aller Unzulänglichkeiten bei Bedarf nachzuverfolgen waren.  

Ermittlungen der Staatsanwaltschaft bzw. ein Strafverfahren liefen zu diesem Zeit-

punkt ebenfalls noch. 

 

Die Prüfungen konnten wegen der letzten Feststellungen aus einer Auswertung der 

Betriebsdatenbank des Landes zudem noch nicht als vollständig abgeschlossen an-

gesehen werden. Das Rechnungsprüfungsamt hat, was die Betriebsdatenbank an 

sich angeht, regelmäßig keine Zugriffsrechte, da die darüber generierten Zahlbeträ-

ge den Kreishaushalt i.d.R. nicht berühren. Insoweit wurde wegen Überwachung der 

Einzelfallprüfungen und die notwendige Bereinigung der Datenbank auf die Zustän-

digkeit des Landes verwiesen, wo das zuständige Ministerium und die Fachaufsicht 

des Landes bereits eingeschaltet waren. 

Die Aufarbeitung der Problemfälle durch den Fachbereich gestaltete sich für die 

neuen Mitarbeiter, die mit großem Fleiß und Einsatz an die Aufarbeitung herangin-

gen, bis zuletzt sehr aufwändig und schwierig und sollte einige Zeit in Anspruch 

nehmen, auch wenn die Aufarbeitung in wesentlichen Teilen schon in 2019 durch die 

neuen Kräfte versucht worden war. Von Seiten der Landesbehörden wurde die Auf-

arbeitung im letzten Quartal 2019 und in der ersten Jahreshälfte 2020 noch intensiv 

begleitet. 

Eine Stellungnahme zum vorliegenden Entwurf des Prüfberichts und über den fort-

geschrittenen Stand der Bereinigung aller Prüfungsfeststellungen wurde erbeten und 

war nach Abschluss der laufenden Antragsperiode zugesagt.  

 

Zuletzt waren grundlegende rechtliche Fragen von Seiten des Landes noch einer 

Klärung zuzuführen.  

Mit einer E-Mail vom 25.März 2020 meldete der Fachbereichsleiter 6.2. den Landes-

dienststellen und dem Rechnungsprüfungsamt, dass die Prüfung der ZA-

Handelsvorgänge mit Dokumentation der Nachweise abgeschlossen werden konnte. 

Die Antragsteller hatten sämtlich Gelegenheit, erforderliche Nachweise, soweit vor-

handen, zu erbringen. Einzelne wenige „Nachzügler“, deren Nachweise nicht recht-

zeitig vorgelegt worden waren, wurden am 02.04.2020 nachgemeldet. 

In den vom FB 6.2 erstellten Tabellen waren die Nachprüfungen von rund 240 Fällen 

von Verkäufen und Verpachtungen dokumentiert. Insgesamt ging es um rund 1800 

Zahlungsansprüche, für die eine korrekte Nachweisführung für die EU-Mittel zu prü-

fen und zu dokumentieren war. 

Für ca. 65 Fälle mit rund 200 ZA lagen nach Einschätzung der Sachbearbeiter im FB 

6.2 mit Stand Ende März 2020 keinerlei Nachweise vor. 

Die restlichen Fälle wurden mit sämtlichen vorgelegten und in Listen näher bezeich-

neten Angaben zu (hilfsweisen) Nachweisen entsprechend der o. g. Mail dem Minis-

terium zur abschließenden Beurteilung vorgelegt. 
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Die weitere Prüfung der Bearbeitung unterlag im Übrigen der fachaufsichtlichen Prü-

fung durch die Landesbehörden. 

 

Eine abschließende Stellungnahme zum vorliegenden Entwurf des Prüfberichts und 

über den fortgeschrittenen Stand der Bereinigung aller Prüfungsfeststellungen wurde 

erbeten und war nach Abschluss der laufenden Einzelfallprüfungen und ggf. dem 

Abschluss von Widerspruchsverfahren zugesagt.  

 

Zum Ausgang der Widerspruchsverfahren war bis Ende April 2022 nichts bekannt. 

Widerspruchsbescheide und ggf. vorhandene Berichte über zwischenzeitlich erfolgte 

Prüfungen der Fachaufsicht wurden am 27.04.2022 angefordert, damit die Prüfung 

endgültig abgeschlossen werden kann.  

 

Dazu wurde uns vom Fachbereich 6.2 zuletzt wie folgt berichtet: 

 

„beim Kreisrechtsausschuss sind noch 180 Widersprüche von 28 Widerspruchsführern an-

hängig. 

Da sich die Widersprüche sowohl gegen Rückforderungs- als auch gegen Auszahlungsbe-

scheide richten, habe ich Ihnen die Summe der Beträge der Bescheide je Antragsjahr gebil-

det: 

 

2016      12.344,49 € 

2017      36.784,21 € 

2018      60.252,93 € 

2019      47.544,13 € 

2020      / 

2021      / 

 

Insgesamt stehen somit Beträge in einer Gesamthöhe von 156.925,76 € im Raum.“ 

 

 

5.5.2. Gebühren in der Fleischuntersuchung und Kosten der Trichinenunter-

suchung 

 

Bereits zum Jahresabschluss 2016 hatten wir zu den Gebühren in der Fleischunter-

suchung und zu den Kosten der Trichinenuntersuchung ausführlich berichtet. 

Für das Jahr 2018 und 2019 war eine Neukalkulation der Gebühren nicht erfolgt, wie 

es in der letzten Satzung vorgesehen war. 

 

Wir hatten auch zu den Abrechnungsmodalitäten für die Wegstreckenentschädigung 

des Fleischbeschaupersonals und mögliche Einsparungen beim Transport der Pro-

ben zu den nächstgelegenen Laborstandorten Ausführungen gemacht. Siehe 

Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses des Landkreises Kaisers-

lautern zum 31.12.2016, Seiten 19 bis 31. 
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Herauszustellen ist, dass die Entfernung vom Standort Kaiserslautern Pfaffstraße 

nach Zweibrücken mit 52 Kilometern und alternativ nach Kusel mit 27 Kilometern 

ermittelt worden war. 

 

Die Proben wurden nach wie vor vom Fleischbeschaupersonal transportiert und wa-

ren daher auf der Grundlage des für diese geltenden Tarifvertrages zur Regelung 

der Rechtsverhältnisse der Beschäftigten in der Fleischuntersuchung (TV-

Fleischuntersuchung) abzurechnen und zu vergüten. 

  

Das Rechnungsprüfungsamt hatte davon Kenntnis erlangt, dass zuletzt für die Pro-

ben weitere Sammelstellen eingerichtet worden waren und die Abrechnungskilome-

ter mit 140 km für das Einsammeln und Verbringen der Proben nach Zweibrücken 

beantragt worden waren. 

 

Der Fachbereich 1.4 hatte nach einem Telefonat mit dem Antragsteller unter Erläute-

rung des Sachverhalts am 15.03.2019 folgende Fragen an die Fachabteilung gerich-

tet: 

 

„gestern habe ich mit Berthold Schneider wegen seiner Reisekosten telefoniert. 

 

Es ging speziell um die Fahrten der Probenverbringung. Bisher hatte er immer 80 km für eine 

Probenverbringung nach Zweibrücken abgerechnet. 

 

Ab jetzt rechnet er auch die Fahrt Queidersbach – KL Härting – KL Burgstraße – Landstuhl – 

Zweibrücken – Queidersbach (140 km) ab, die er seit 08/2018 montags und donnerstags zu-

rücklegen soll. 

Die Fahrten, die seit 08/2018 angefallen sind, hat er mir als Aufstellung für eine nachträgliche 

Abrechnung eingereicht. 

 

Allerdings gab es einige Abweichungen, was die Wochentage, an denen die Fahrten durch-

geführt wurden, angeht. 

Herr Schneider hat u.a. mitgeteilt, dass er oftmals schon mittwochabends die Proben holt, um 

sie dann donnerstagmorgens mit auf die Arbeit nach Zweibrücken zu nehmen.  

 

Generell berechnet er jede Fahrt, bei der er Proben mit nach Zweibrücken nimmt. Egal, ob er 

extra nach Zweibrücken fährt oder auf die Arbeit.  

 

Vielleicht können wir uns noch einmal kurz über das Thema unterhalten.  

Herr Steppan hat mitgeteilt, dass Herr Schneider eigentlich nur an den o.g. Tagen Proben 

verbringen soll und dass es nichts Schriftliches über die Vereinbarung gibt.“ 

 

Das Rechnungsprüfungsamt hatte damals um Unterrichtung über das Ergebnis der 

Prüfung gebeten. 
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Festzuhalten ist, dass die Reiskostenabrechnungen, so wie sie dem Fachbereich 1.4 

vorgelegt wurden, nicht abrechnungsfähig waren. 

Bis Mitte Juli 2019 war eine Klarstellung der notwendigen Fahrten und eine klare 

Regelung zum Arbeitseinsatz des Mitarbeiters für die Verbringung der Proben nicht 

erfolgt. 

Das Rechnungsprüfungsamt sah sich veranlasst, erneut eine Prüfung aufzugreifen. 

 

Hinsichtlich der Erfordernisse an eine Gebührenkalkulation ist ein strenger Maßstab 

hinsichtlich der notwendigen laufenden Kosten anzulegen. 

Zudem dürfen nicht mehr Leistungen an den Mitarbeiter erfolgen als das Tarifrecht 

vorsieht. 

Die Regelungen zum Arbeitseinsatz und zur Arbeitszeit regelt auch nach dem hier 

anzuwenden Tarifvertrag der Arbeitgeber. 

 

Entsprechend einer Nachrechnung der zurückzulegenden Wegstrecke hat der zu-

ständige Fachbereichsleiter hierfür anstatt 140 km nur 119 km ermittelt, die erforder-

lich sind, um die neuen Sammelstellen nach dem folgenden Rhythmus anzufahren. 

 

Der Fachbereichsleiter des Mitarbeiters hat dazu folgende Grundlage für die 

Trichinenprobenverbringung zusammengestellt: 
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Legt man diese Strecke als vom Arbeitgeber gewollt zugrunde (siehe Schreiben des 

Fachbereichsleiters vom 25.06.2019 an den Fachbereich 1.4 und die spätere Mail 

vom 16.07.2019), errechnet sich die zustehende Entschädigung nach dem Tarifver-

trag wie folgt: 

 

119 km abzüglich Eigenanteil  
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gemäß § 14 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe a) bb). Eine Wegstreckenentschädigung wird 

nicht gezahlt für die Entfernung, die für Hin- bzw. Rückfahrt jeweils 20 km nicht 

überschreitet 

 

demnach 79 km. 

 

Endet die Fahrt regelmäßig in Zweibrücken, weil der Mitarbeiter dort seine 

zweite Arbeitsstätte bei einem anderen Arbeitgeber aufnimmt, beträgt die 

Fahrtstecke nur rund 81 km, die um den Eigenanteil von 20 km (für den Hin-

weg) zu kürzen wäre; also 61 km. 

 

Die Wegstreckenentschädigung beträgt nach Satz 3 a) der gleichen Vorschrift      

0,30 €. 

 

Daneben erhält der Mitarbeiter nach § 8 Abs. 9 Sätze 5 und 6 des TV je entspre-

chend zusätzlich gefahrene Kilometer 1/40 seines Stundenentgeltes.  

Das Stundenentgelt beträgt nach § 7 des TV  

- ab 01.03.2018 19,29 €; ergibt 0,48225 €, 

- ab 01.01.2019 19,89 €; ergibt 0,4995 €, 

- ab 01.03.2020 20,10 €; ergibt 0,5025 €. 

 

Neben dem Stundenentgelt können Zeitzuschläge anfallen (Nachtstunden u. ä.). 

 

Um den entsprechend hohen Abrechnungsaufwand zu verringern sieht der Ta-

rifvertrag die Möglichkeit vor, dass die Wegstreckenentschädigung durch Ne-

benabrede pauschaliert werden kann. Eine entsprechende Regelung kann von 

Fachbereich 1.4 in Ergänzung zum Arbeitsvertrag getroffen werden. (Nebenabreden 

sind gesondert kündbar.) 

 

Der Fachbereich 1.4 wurde gebeten, entsprechend dieser Maßgaben für die Ver-

gangenheit abzurechnen und ggf. eine Nebenabrede vorzubereiten. 

Wenn die Wegstrecke regelmäßig mit 61 km vereinbart werden kann, dürfte damit 

auch eine wirtschaftlich tragbare Vereinbarung möglich sein, die zudem dem Arbeit-

nehmer eine angemessene Entschädigung bietet.  

Für die Fahrtstrecke von 61 km benötigt der Mitarbeiter eine Zeit von rund 1 Stunde 

15 Minuten. Hierfür erhält er neben der Kilometerentschädigung ein Entgelt von 61 

mal 0,50 € demnach ca. 30,50 €. Steuer und Sozialversicherungspflicht und ent-

sprechend ordnungsgemäße Abrechnung verstehen sich von selbst, was für den   

Arbeitgeber zusätzliche Kosten von derzeit (vereinfacht) ca. 25% bedeutet, aber 

dem Arbeitnehmer wieder Vorteile bei der Rentenversicherung, Versorgungsleistun-

gen und bei der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall usw. bringt. Hinzu kommt die       

Kilometerentschädigung von 18,30 € und die Ersparnis des Mitarbeiters für die 

Fahrtkosten zu seinem zweiten Arbeitsplatz. 
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Die Vertretungskraft sollte möglichst mit dem Dienstfahrzeug fahren und die wenigen 

Fälle individuell genau abrechnen, wenn diese nicht während seiner regulären       

Arbeitszeit im Bereich der zentralen Dienste erfolgen können. Hierzu ist im Einver-

nehmen der betroffenen Abteilungen 1 und 6 Dienstreisegenehmigung zu erteilen, 

damit der Fachbereich 1.4 Klarheit für die Abrechnung hat. 

 

Für die Abrechnung der Zeiten seit August 2018 war bei der Prüfung durch Fachbe-

reich 1.4 Tag genau zu prüfen, ob an diesem Tag (insbes. bei den Mittwochen) be-

reits eine Wegstreckenentschädigung für andere Tätigkeiten gewährt worden war. 

Für solche Tage kann eine zusätzliche Wegstreckenentschädigung nur gewährt 

werden, wenn die genaue Fahrtstrecke nachberechnet werden kann. Hierzu wären 

die Anträge zurückzuweisen und genaue Angaben des Mitarbeiters oder ggf. die Er-

klärung, dass bzw. warum tatsächlich eine gesonderte Fahrt am Mittwoch statt am 

Donnerstag ausgeführt wurde, einzuholen und eine Gegenzeichnung durch den 

Vorgesetzten zu verlangen. Die Vordrucke für die Abrechnung der Wegstreckenent-

schädigung sollten mit einem Feld für den entsprechenden Bestätigungsvermerk 

(wie nach der allgemeinen Reiskostenregelung) versehen werden. 

Der Abrechnungsaufwand stellte sich nach der Abstimmung mit dem FB 1.4 als er-

heblich dar, weshalb eine Pauschalierung ins Auge gefasst wurde. 

Auch hierzu waren Anregungen durch das Gemeindeprüfungsamt gegeben worden, 

so dass seinerzeit davon auszugehen war, dass die notwendigen Lösungen von den 

beiden beteiligten Abteilungen entsprechend angegangen werden. 

 

Zum Zeitpunkt der Ausfertigung diese Berichtes Ende April 2022 war aber an Stelle 

einer seinerzeit erwarteten weitgehend vorbereiteten akzeptierten Lösung erneut ei-

ne unschöne Diskussion zu diesem Thema zwischen den beiden betroffenen Fach-

bereichen aufgekommen.  

Eine Anpassung der Gebühren war trotz der offensichtlich falschen Gebührenermitt-

lung für Hausschlachtungen und der eindeutigen Vorgaben in der Satzung nicht er-

folgt.   

Wir haben uns daher veranlasst gesehen dieses Thema und die inzwischen erfolg-

ten Regelungen und Nebenabreden sowie die Auszahlungen in 2020 und 2021 

nochmals in die Prüfung zu nehmen.  

 

Am 25.04.2022 wurden daher u.a. folgende Fragen an die FBe 1.4 und 6.2 gerichtet: 

 

„Damit wir die letzte Entwicklung nachvollziehen können, möchte ich bitten, dass uns die Jah-

resjournale/ Jahreslohnkonten des Fleischbeschaupersonals für 2020 und 2021 und die ge-

schlossenen Nebenabreden und die monatlichen Abrechnungsbögen sowie ggf. Abrechnun-

gen für die Reisekosten nach Zweibrücken zugeleitet werden. (Bitte aus Datenschutzgründen 

als vertrauliche Personalsache direkt an Herrn Marcus Braun.) Eine Prüfung im Rückblick 

würden wir, wenn erforderlich, mit der Prüfung der Jahresabschlüsse 2020/21 voraussichtlich 

im 2. HJ einplanen können. 
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Als weiterer Punkt, der vornehmlich den Fachbereich 6.2 betrifft, war schon seinerzeit die 

Frage aufgeworfen, wie es längerfristig für den Landkreis Kaiserslautern gelingt, wirtschaft-

lich darstellbare Gebühren zu erreichen. 

Hierzu interessiert, wie die Gebühren-Kalkulation in der Zwischenzeit erfolgt war und wie die 

Erhebung der Gebühren zuletzt in der Praxis erfolgt ist. 

 

Weiterhin möchte ich auch nochmals die umfassendere Frage stellen, welche Alternativen 

und Perspektiven es in Zukunft im Hinblick auf eine kostengünstige, zeitnahe und ortsnahe 

Trichinen Beprobung gibt. 

Wir hatten bereits angeregt Alternativen zu Zweibrücken nicht außen vor zu lassen. Auch die 

Einbindung eines Dienstleisters oder die Zusammenarbeit mit benachbarten Landkreisen 

sollte in einem Kostenvergleich vernünftig geprüft werden. 

 

Langfristig wird sich, schon allein wegen dem erheblichen monatlichen Abrechnungsaufwand 

des seit längerem gewandelten TV-Fleischuntersuchung und der gänzlich geänderten Situa-

tion was Schlachtbetriebe und gesetzliche Anforderungen an die Fleischuntersuchung und 

Hygieneüberwachung betrifft, an Abteilung 1 die Frage stellen, ob überhaupt die Einstellung 

von Personal nach dem speziellen Tarifvertrag noch sinnvoll wäre, oder ob man die finanziel-

len Spielräume nutzt, um mit tierärztlichem Personal (im erforderlichen Umfang) die eigentli-

chen Aufgaben der Fleischuntersuchung zu erledigen. Für eine gelegentliche Rückmeldung 

bedanken wir uns im Voraus.“ 

 

 

5.6. Abteilung 7 

 

5.6.1. Beschäftigung einer Honorarkraft / Leistung 41433, Konto 502910  

 

Im Laufe unserer Prüfungen war in anderem Zusammenhang bekannt geworden, 

dass mit Herrn Willenbacher für das Gesundheitsamt ein Honorarvertrag geschlos-

sen wurde. Diesen hatten wir uns beim Gesundheitsamt nun angefordert.  Im Jahr 

2018 waren Kosten für einen Honorarvertrag im TH 13 nicht eingeplant. Aus dem 

Honorarvertrag ist nicht zu entnehmen, welche selbständig wahrnehmbaren Aufga-

ben Herr Willenbacher im Gesundheitsamt konkret übernommen hatte. 
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Es ergaben sich darüber hinaus auch Fragen, warum für das Jahr 2019 weitere lau-

fende Kosten in Höhe von 8.000 € eingeplant wurden. Eine erste mündliche Rück-

antwort verwies auf fachspezifische Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Bau des 

amerikanischen Hospitals; eine angekündigte schriftliche Erläuterung war zugesagt, 

lag jedoch auch mehrere Wochen später nicht vor. Die betreffende Person war zum 

Zeitpunkt der abschließenden Berichterstellung nicht mehr tätig. 

 

Das Konto 502910 ist im Jahresabschluss Teil der Personalkosten. Die Leistung 

41433 wird vom Gesundheitsamt bewirtschaftet. Die reguläre Stelle des Betreffen-

den wurde nach dessen altersbedingtem Ausscheiden nachbesetzt. Insofern handelt 

es sich um zusätzliche Personalkosten, deren Grund wir daher nachgefragt hatten. 

Auch baten wir zu begründen, warum nochmals ein laufender Betrag von 8.000 € für 

2019 einkalkuliert wurde. 

 

Bei den regelmäßigen Prüfungen durch die Rentenversicherung und durch das      

Finanzamt werden die Fälle des Kontos 502910 regelmäßig in die Prüfung mit ein-

bezogen. Die Abgrenzung zu einer Scheinselbständigkeit muss daher immer von 

vornherein klar gezogen und bereits in der Rechnungslegung deutlich aus den Un-

terlagen erkannt werden können. Verstecke Personalmehrungen durch solche Ver-

einbarungen sind zu vermeiden. 

 

Grundsätzlich müssen wir auf die rechtlichen Probleme der Honorarverträge hinwei-

sen, diese sollten aus grundsätzlichen Erwägungen heraus auf die bisher bestehen-

den Fälle (unter rechtlich geklärten Rahmenbedingungen wie in der Kreismusikschu-

le) beschränkt bleiben. Ein Rechtsstreit mit den Sozialversicherungsträgern wegen 

Scheinselbständigkeit sollte vermieden werden. 

Honorarverträgen für reguläre Aufgabenbereiche müssen wir im Rahmen der        

Prüfung somit kritisch gegenüberstehen. Außer bei der Musikschule sollten daher 

keine Honorarverträge ohne Prüfung und Kenntnis durch Abteilung 1 abgeschlossen 

werden. 

 

 

6. Belegprüfung 

 

Im digitalen Belegarchiv des Finanzprogrammes KIS wurde stichprobenartig eine 

Belegprüfung durchgeführt. Dabei wurde festgestellt, dass in einigen Fällen einge-

räumte Skonto-Abzüge nicht beansprucht wurden (Buchungsstelle 11411-563100 / 

TH 4 / Belege 26-0001, 53-0001, 61-0001, 70-0001, 77-0001, 148-0001 und Bu-

chungsstelle 12802-523700 / TH 8 / Beleg 66-0001) und teilweise keine zahlungs-

begründenden Unterlagen im Belegarchiv hinterlegt waren (Buchungsstelle 11411-

563100 / TH 4 / Beleg 41-0001).  

 

Die mit der Zahlungsabwicklung beauftragten Mitarbeiter/innen der jeweiligen Abtei-

lungen sollten nochmals dazu angehalten werden, auf eine zeitnahe Überweisung 
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der eingehenden Rechnungen zu achten, damit eingeräumte Vergünstigungen in 

Form von Skonto-Abzügen auch beansprucht werden können. Eine rechtzeitige in-

terne Zuordnung und Weitergabe der Rechnungen an die Budget-Verantwortlichen  

ist dabei zwingend.  

 

Den Buchungen sind Belege, durch die der Nachweis der richtigen und vollständigen 

Ermittlung der Ansprüche und Verpflichtungen zu erbringen ist, zugrunde zu legen   

(§ 57 LKO i.V.m. § 28 Absatz 8 GemHVO).  

 

 

7. Zusammenfassung des Prüfungsergebnisses      

 

Der Haushaltsplan 2018 wurde aufgrund der Beschlüsse des Kreistages nach den 

allgemeinen Haushaltsgrundsätzen ausgeführt. 

 

Die Bücher wurden ordnungsgemäß nach den Regeln der doppelten Buchführung 

für Gemeinden (Kommunale Doppik) geführt. Die Grundsätze ordnungsgemäßer 

Buchführung für Gemeinden wurden angewendet. 

 

Der Jahresabschluss 2018 wurde ordnungsgemäß und nach den geltenden Vor-

schriften erstellt. 

 

Der nach § 93 Absatz 4 GemO vorgegebene Grundsatz des Haushaltsausgleiches, 

wonach der Haushalt in jedem Haushaltsjahr in Planung und Rechnung auszuglei-

chen ist, wurde nicht erfüllt..  

 

Die Ergebnisrechnung schließt mit einem Fehlbetrag von -1.787.159,74 €.  

Die Finanzrechnung weist einen Finanzmittelfehlbetrag von -2.367.113,13 € aus. Es 

errechnet sich keine freie Finanzspitze. Unter Beachtung der Mindest-Nettotilgung 

aus dem KEF-RP beziffert sich die Unterdeckung im Finanzhaushalt auf                     

-5.998.897,11 €. 

 

Die Bilanz weist unter Hinzurechnung des Jahresfehlbetrages 2018 einen nicht 

durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag in Höhe von 176.225.512,80 € aus. Der 

Landkreis Kaiserslautern ist bilanziell erheblich überschuldet. 

 

Die Prüfung verschiedener Bilanzpositionen ergaben keine Beanstandungen. 

 

Im Rahmen der Prüfung der Kernverwaltung wurden bei den einzelnen Teilhaushal-

ten und Produkten Prüfungsschwerpunkte gesetzt. Die Belegprüfung erfolgte stich-

probenartig.  
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Der Rechenschaftsbericht steht mit den bei der Prüfung zum Jahresabschluss 2018 

gewonnenen Erkenntnissen in Einklang und erweckt keine falschen Vorstellungen 

von der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. 

 

Die Bilanz und der Anhang vermitteln – nach unserer Prüfung – ein den tatsächli-

chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

des Landkreises Kaiserslautern und sind ordnungsgemäß erstellt. 

 

Abschließend kann Folgendes festgestellt werden: 

 

Der Jahresabschluss 2018 vermittelt ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-

chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Landkreises Kaiserslau-

tern (§ 113 GemO) und ist ordnungsgemäß erstellt. 

 

Das Rechnungsprüfungsamt der Kreisverwaltung Kaiserslautern kann auf Grund der 

im Rahmen der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse sowohl dem Rechnungsprü-

fungsausschuss (gemäß § 113 Abs. 4 GemO) für den Empfehlungsbeschluss, als 

auch dem Kreistag des Landkreises Kaiserslautern für den Feststellungsbeschluss 

nach § 114 Abs. 1 Satz 1 GemO und den Entlastungsbeschluss gemäß § 114 Abs. 1 

Satz 2 GemO die jeweilige Beschlussfassung empfehlen. 

 

Die Prüfungsarbeiten zur Erstellung des Prüfberichtes über die Prüfung des Jahres-

abschlusses 2018 des Landkreises Kaiserslautern wurden neben der Unterzeichne-

rin durchgeführt von: 

 

Herrn Amtsrat Marcus Braun 

Frau Kreisamtfrau Marina Stemler 

 

 

Kaiserslautern, den 18.07.2022 

Im Auftrag: 

 

 

Sigrid Priebe 

Kreisverwaltungsrätin 

Leiterin des Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamtes 
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Eine Stellungnahme der Verwaltung vom 02.03.2023 wurde diesem Bericht am 

04.05.2023 beigefügt. Änderungen am Jahresabschluss und am vorstehenden Be-

richt sind nicht erfolgt. 

 

Kaiserslautern, den 04.05.2023  

Im Auftrag: 

 

 

Sigrid Priebe 

Kreisverwaltungsrätin 

Leiterin des Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamtes  
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Anlage 4 
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